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9. ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT 
UND HUMANITÄRE HILFE 
9.1. R A H M E N DER ENTWICKLUNGSPOLITIK 
Die schweizerische Politik für Entwicklung und Zusammenarbeit beruht auf drei 
Säulen : 
• Dem Bundesgesetz über internationale Entwicklungszusammenarbeit und 
humanitäre Hilfe (vom 19. März 1976) und seiner Anwendungsverordnung (12. 
Dezember 1977). Das Gesetz legt fest, das die Hilfe prioritär die Anstrengun-
gen der ärmeren Entwicklungsländer, Regionen und Bevölkerungsgruppen för-
dern muss. 
• Den mehrjährigen Rahmenkrediten, die den eidgenössischen Räten in den 
« Botschaften des Bundesrates » unterbreitet werden. Der Nationalrat und der 
Ständerat müssen für jedes Kooperationsinstrument mehrjährige Finanz-
verpflichtungen (grundsätzlich alle vier Jahre) bewilligen. Diese Unterlagen 
erlauben es, eine Bilanz der Erfahrungen der Vergangenheit zu ziehen und die 
Ausrichtungen der Hilfe für die kommenden Jahre festzulegen. Das Parlament 
setzt anschliessend die Jahresbeträge der Hilfe im Rahmen der Verab-
schiedung des Jahresbudgets des Bundes fest. Tabelle 23 führt die Liste der 
zur Zeit in Kraft stehenden Rahmenkredite auf. 
• Den Dokumenten, in denen die Hauptorientierungen der Entwick-
lungszusammenarbeit festgelegt sind. Das (1994 verabschiedete) «Leitbild 
Nord-Süd » stellt fünf Leitsätze für die Entwicklungspolitik auf : 1) Wahrung 
und Förderung von Frieden und Sicherheit ; 2) Förderung von Menschenrech-
ten, Demokratie und Rechtsstaat ; 3) Förderung der Wohlfahrt; 4) Verbesse-
rung der sozialen Gerechtigkeit; 5) Schutz der natürlichen Umwelt. Das 
Dokument unterstreicht insbesondere die Notwendigkeit einer besseren 
Kohärenz zwischen der Politik der Entwicklungszusammenarbeit und den 
anderen Bereichen der Politik und der Aussenbeziehungen der Schweiz mit 
den Entwicklungsländern. Die zugrunde liegende Idee ist, die Widersprüche 
besser zu erfassen, die zwischen der Entwicklungszusammenarbeit und den 
anderen Politikbereichen (Agrarpolitik, Migrations-, Umwelt-, Exportförde-
rungspolitik) bestehen können. Auf dieser Grundlage können die DEZA und 
das BAWI ihre Meinung zu Fragen abgeben, die strenggenommen nicht die 
Entwicklungszusammenarbeit betreffen, aber Auswirkungen darauf haben 
können, zum Beispiel Waffenexporte, Korruptionsbekämpfung und Kapital-
flucht, Zugang zum schweizerischen Markt für Produkte der Ent-
wicklungsländer, Ausarbeitung eines Modells nachhaltiger Entwicklung für 
die Schweiz usw. 
• Organisation und Verwaltung der Hilfe 
Zwei Ämter der Bundesverwaltung teilen sich die Verwaltung eines Grossteils 













wicklung und Zusammenarbeit (DEZA) im eidgenössischen Departement für 
auswärtige Angelegenheiten (EDA) und das Bundesamt für Aussenwirtschaft 
(BAWI) im eidgenössischen Wirtschaftsdepartement (EWD). 
Die Beratende Kommission für internationale Entwicklungszusammenarbeit ist 
eine ausserparlamentarische Kommission, die dem Bundesrat im Bereich der 
Entwicklungszusammenarbeit Gutachten unterbreiten soll. Sie kann dem Bun-
desrat Vorschläge machen und Ziele und Prioritätensetzung der zu treffenden 
Entwicklungshilfemassnahmen prüfen. Die Kommission wird von Nationalrat 
Remigio Ratti (CVP) geleitet und zählt (im Januar 1998) 18 Mitglieder 1. Sie trat 
Anfang November 1997 zusammen, um die Wege festzulegen, welche die Ent-
wicklungspolitik der Schweiz für die nächsten Jahre auf der Grundlage der Stra-
tegie des OECD-Entwicklungshilfeausschusses (DAC) beschreiten soll (Bericht 
«Das 21 . Jahrhundert gestalten: Beitrag der Entwicklungszusammenarbeit»). 
Remigio Ratti wollte auch das Problem der Korruption und der Militärausgaben 
in den prioritären Regionen der Entwicklungszusammenarbeit behandeln 2 . 
Tabelle Nr. 23 






3.10.1990 Wirtschafts- und handels-
politische Massnahmen 
840 4 Jahre 
vom 1.2.1991 
bis Ende 1996 
30.1.1991 Verpflichtungskredit fur die 130 
Hilfe an Jordanien, Àgypten und die Türkei 
4 Jahre 
13.3.1991 Umweltprogramme und -projekte 
in Entwicklungsländern 
300 ab 1.7.1991 
13.3.1991 Finanzierung von Entschuldungs-
massnahmen 
400 ab 1.7.1991 
4.10.1991 Beitritt der Schweiz zur 
Weltbankgruppe 
4986 ab 17.5.1992 
10.12.1991 Internationale humanitäre 
Hilfe 
1050 4 Jahre 
ab 3.4.1992 
bis Ende 1997 
15.12.1994 Technische Zusammenarbeit 
und Finanzhilfe 
3800 4 Jahre 
ab 1.6.1995 
19.12.1995 Beteiligung am Kapital der 
regionalen Entwicklungsbanken 




und handelspolitischen Massnahmen 
960 4 Jahre 
ab 1.1.1997 
3.6.1997 Internationale humanitäre Hilfe 1050 4 Jahre 
ab 1.2.1998 
Quellen: DEZA. BAWI. 
1. Die Beratende Kommission für internationale Entwicklungszusammenarbeit besteht aus fünf Mitgliedern des Natio-
nalrates und drei weiteren Vertretern politischer Kreise, ferner aus Vertretern der Wirtschaftskreise (Vorort, Novartis, 
Nestlé, Schweizerische Kreditanstalt), der privaten Hilfswerke (Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke, Cinfo, Brot für 
alle, Schweizerisches Rotes Kreuz) sowie der Gewerkschaften (SGB) und der akademischen Kreise (ETHZ). 
2. Interview mit Remigio Ratti im DEZA-Pressedienst, Juni 1997 
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• Information über Entwicklung und Zusammenarbeit 
Ein Teil der Informationstätigkeit wird von DEZA und BAWI gemeinsam 
gehandhabt : 
• Abhaltung von zwei Jahreskonferenzen : Jahreskonferenz über Entwick-
lungszusammenarbeit (siehe unten) und Jahrestag über Osteuropa (Focus Ost-
europa, vgl. Kapitel 10 über die Zusammenarbeit mit den osteuropäischen 
Ländern) ; 
• Jahresbericht der Entwicklungszusammenarbeit, aus drei Broschüren beste-
hend (Entwicklungszusammenarbeit, Humanitäre Hilfe, Zusammenarbeit mit 
Osteuropa). 
Weitere Informationstätigkeiten werden speziell von der DEZA durchgeführt : 
• Jahrestag des Schweizerischen Katastrophenhilfekorps (SKH) ; 
• Verbindung zu den Massenmedien, Publikationen 3 ; 
• Audiovisueller Bereich (Hilfe bei der Herstellung von Spielfdmen durch 
Filmregisseure des Südens über die Stiftung Montecineverità, Hilfe bei der 
Herstellung von Dokumentarfilmen, Finanzierung von Filmfestivals und 
Filmzyklen über Entwicklungsthemen) ; 
• Bildung über Entwicklungsfragen, namentlich mit der Ablösung der Schul-
stelle Dritte Welt durch die Stiftung Bildung und Entwicklung. Herstellung 
einer CD-ROM über in Simbabwe erzeugte Baumwolle ; 
• Förderung der Kultur des Südens (Kultur und Entwicklung, Arbeitsgruppe 
Tourismus und Entwicklung). Die von der DEZA hergestellte Compact-Disc 
«Musik der Frauen in der Welt» hatte grossen Erfolg (Verkauf von 16'000 
Exemplaren) (vgl. Kapitel 7.3. der Jahresübersicht in diesem Band). 
Die Pressemitteilungen des BAWI geben Informationen über die wirtschafts-
und handelspolitischen Massnahmen und über die Hilfe für die osteuropäischen 
Staaten. 
• Jahreskonferenz über Entwicklungszusammenarbeit 1997 
Die Jahreskonferenz über Entwicklungszusammenarbeit 1997 war dem Thema 
«Ernährungssicherung und Entwicklungszusammenarbeit» gewidmet. Seit den 
50er Jahren hat die Nahrungsmittelproduktion zugenommen, die Agrarerträge 
(vor allem in Asien) haben sich erhöht und der Hunger geht zurück. Dennoch 
haben rund 840 Millionen Menschen (das sind 2 0 % der Bevölkerung in den 
Entwicklungsländern, davon die Mehrzahl Frauen und Kinder) noch immer nicht 
genug zu essen. Hunger und Unterernährung sind nicht die Folgen einer ungenü-
genden landwirtschaftlichen Produktion, sondern eines Problems der Verteilung 
der Reichtümer. Nach Meinung von Per Pinstrup-Andersen, Generaldirektor des 
IFPRI (Internationales Forschungsinstitut für Ernährungspolitik), kann das Pro-
blem des Hungers nicht allein durch eine Umverteilung der Ressourcen gelöst 
3. Wichtigste DEZA-Publikationen : Pressemitteilungen. der DEZA- « Pressedienst » mit Hintergrundartikeln über die 
Entwicklungszusammenarbeit und die Aktivitäten des Bundes in diesem Bereich, der «Newsletter» der DEZA 
(Kurzinformationen aus der DEZA), die Broschürenreihe «Entwicklungspolitische Schriften» der DEZA. Die 
frühere Zeitschrift E + D wurde eingestellt und wird ab Februar 1998 durch die neue Vierteljahreszeitschrift der 
DEZA «Eine Welt» ersetzt. Diese Publikationen können bei der DEZA im EDA, 3003 Bern, bestellt werden. Tel. 













werden. Das Wirtschaftswachstum, die Steigerung der Nahrungsmittelproduk-
tion und der Agrarerträge müssen fortgesetzt werden. Die Agrarforschung in den 
Entwicklungsländern und für die Entwicklungsländer muss verstärkt werden. 
Die landwirtschaftliche Entwicklung ist weiterhin ein wichtiger Bereich der Ent-
wicklungszusammenarbeit, da die Agrarproduktion die Haupterwerbstätigkeit 
der grossen Mehrheit der ärmsten Länder bleibt. Eine gesunde und nachhaltige 
Agrarwirtschaft ist für die Nahrungssicherung unerlässlich. Die an der Konfe-
renz verteilte DEZA/BAWI-Dokumentation führt präzise Beispiele der Unter-
stützung der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit für die Ernäh-
rungssicherung an 4. Das Landwirtschaftsprogramm der DEZA konzentriert sich 
auf die Unterstützung der Kleinbauern, ohne dabei zu vergessen, dass die Frauen 
bei der landwirtschaftlichen Produktion eine Schlüsselrolle spielen. Die Schwer-
punkte der Hilfe sind : nachhaltige Bodennutzung, integrierter Pflanzenschutz, 
Verbesserung der Produktivität pflanzlicher Nahrungsmittel, Erhaltung geneti-
scher Ressourcen, Tierproduktion, Förderung der Agrarforschung, Ausbildung 
und landwirtschaftliche Beratung. 
• Jahresbericht 1996 über Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe 
Der von DEZA und BAWI herausgebrachte Jahresbericht über die internationale 
Zusammenarbeit der Schweiz wurde umgestaltet und erscheint mit der Ausgabe 
1996 in drei getrennten Broschüren («Entwicklungszusammenarbeit», «Huma-
nitäre Hilfe» und «Zusammenarbeit mit Osteuropa»). Der Jahresbericht 1996 
befasst sich insbesondere mit der Verstädterung. (Über die Hälfte der Weltbevöl-
kerung wird im Jahr 2000 in Städten leben, während die technische Zusammen-
arbeit der DEZA heute noch schwerpunktmässig auf die ländlichen Gebiete aus-
gerichtet ist.) Der Bericht behandelt ausserdem die Themen : Förderung der Aus-
landsinvestitionen in den Entwicklungsländern und Übergang vom Kriegs-
zustand zur Wiederaufbauphase in den von Konflikten heimgesuchten Ländern 
(Ruanda, Bosnien, Guatemala und Angola). Der Gesundheitssektor ist Schwer-
punktthema der Broschüre über die Hilfe für Osteuropa. 
9.2. V O L U M E N DER ÖFFENTLICHEN ENTWICKLUNGSHILFE 
UND JÜNGSTE ENTWICKLUNG 
• Öffentliche Entwicklungshilfe des Bundes 
Die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit des Bundes belief sich 1996 auf 
1247 Millionen Franken und wurde von mehreren Departementen der Bun-
desverwaltung aufgebracht. Die Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit 
(DEZA) des eidgenössischen Departements für auswärtige Angelegenheiten ver-
waltet über 81 % der öffentlichen Hilfe, d.h. etwas über eine Milliarde Franken. 
Das Bundesamt für Aussenwirtschaft (BAWI) des eidgenössischen Wirt-
schaftsdepartements hat 1996 136 Millionen Franken für wirtschafts- und han-
delspolitische Massnahmen sowie rund 30 Millionen Franken für die Entwick-
4. Ernährungssicherung und Entwicklungszusammenarbeit. Pressedossier und DEZA/BAWI-Dokumentation, Bern, 1. 
September 1997. Die Dokumentation enthält Informationen über die Schwerpunkte des Landwirtschaftsprogramms 
der DEZA sowie Beispiele zu Förderprogrammen der DEZA : Verbesserung der Lagerhaltung in Zentralamerika 
(«Postcosecha»-Projekt), Forschung zur Verbesserung des Hirse- und Reisanbaus, Krankheits- und Schädlings-
bekämpfung. 
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lungsländer des Ostens aufgebracht. Andere Departemente verwalten weniger 
als 4 % der gesamten Hilfe. 
Die Schweiz hat sich dem von den Vereinten Nationen für die öffentliche Ent-
wicklungshilfe gesetzten Ziel von 0 ,70% des BSP nie angeschlossen. Zu Beginn 
der 90er Jahre, namentlich auf der Konferenz von Rio über Umwelt und Ent-
wicklung, hatte der Bundesrat mehrmals seine Absicht erklärt, allmählich eine 
öffentliche EZA in Höhe von 0 ,40% des BSP zu erreichen. Angesichts des 
Zustands der Bundesfinanzen und der vom Parlament verabschiedeten 
Budgetkürzungen entfernt sich die Schweiz jedoch von diesem Ziel, da die Hilfe 
in den letzten Jahren von 0 ,36% auf 0 ,34% des BSP zurückgegangen ist und die 
Aussichten für die kommenden Jahre trübe sind. Je nach den Budgetkürzungen 
konnte die öffentliche Entwicklungshilfe der Schweiz auf 0 ,30% des BSP absin-
ken (das Nominalwachstum der Entwicklungshilfe läuft Gefahr, im Budget 1998 
auf 1 % beschränkt zu werden). 
• Öffentliche Hilfe der Kantone und Gemeinden 
Die Kantone und Gemeinden haben 1996 18,9 Millionen Franken für die Ent-
wicklungszusammenarbeit aufgebracht Die Aufwendungen der Kantone und 
Gemeinden hatten sich von 1987 bis 1992 verdoppelt und 1992 28,2 Millionen 
Franken erreicht. Als Folge der finanziellen Sparmassnahmen ist die Hilfe von 
1992 bis 1996 somit um 28 ,2% zurückgegangen. Entwicklung und Umfang der 
Leistungen sind von einem Kanton zum anderen unterschiedlich. Die Hilfe des 
Kantons Zurich ist beispielsweise von 6,6 Millionen Franken 1992 auf 2,9 Mil-
lionen 1995 abgesunken und belief sich 1996 auf 1,3 Millionen Franken. Der 
Kanton Genf, Sitz zahlreicher internationaler Organisationen, brachte 1996 3 
Millionen Franken und die Gemeinden des Kantons Genf 1,2 Millionen Franken 
auf (das sind 2 2 % der gesamten Hilfeleistungen der schweizerischen Gebiets-
körperschaften). 
siehe Jahrbuch 1998, Statistischer Teil, Tabelle 3.5.A. betreffend die Hilfe der Kantone und Tabelle 3.5.B. betreffend 
die Hilfe der schweizerischen Gemeinden (S. 406-407). 
• Solidaritätsstiftung - neue Ressourcen für die Entwicklungshilfe ? 
Die Diskussion über namenlose Vermögen und über die Haltung der Schweiz im 
Zweiten Weltkrieg hat die Auseinandersetzung über Solidarität und neu umzu-
setzende Formen von Solidarität wieder aufleben lassen. Anlässlich dieser Mei-
nungsverschiedenheiten wurden zwei sehr unterschiedliche Debatten ausgelöst. 
Zum einen die Frage der Schaffung eines Entschädigungsfonds zugunsten der 
Holocaust-Opfer (und ihrer Nachkommen). Dieser Fonds soll vom Privatsektor 
(Schweizer Banken, Versicherungen, Industrie) und von der Schweizerischen 
Nationalbank (mit 100 Millionen Franken) finanziert werden. Zum anderen hat 
die Idee einer Wiederbelebung des Solidaritätskonzepts zum Vorhaben der 
Errichtung einer Solidaritätsstiftung geführt, die durch die Erträge aus der Auf-
wertung eines kleinen Teils der Goldreserven der Schweizerischen Nationalbank 
finanziert werden soll. Es ist somit wichtig, zwischen dem Entschädigungsfonds 
und der Solidaritätsstiftung zu unterscheiden, da der Fonds den Zweck hat, die 
Leiden und Ungerechtigkeiten der Vergangenheit teilweise zu entschädigen, 
während die Stiftung auf die Zukunft ausgerichtet ist. 













mann-Fehr-Gruppe für die Tätigkeit der Stiftung und Bremi-Gruppe für die 
Finanzierung) haben ihre Schlussfolgerungen Ende Oktober 1997 eingereicht. 
Eine dritte Gruppe untersucht die rechtlichen Aspekte. 
VORHABEN EINER SCHWEIZERISCHEN SOLIDARITÄTSSTIFTUNG 
D IE STIFTUNG soll  aus  den  Einnahmen  finanziert  werden,  die  sich  aus  der  Aufwertung  und  der  Bewirt­schaftung  eines  Teils  der  Goldreserven  der  Schweizerischen  Nationalbank  in  Höhe  von  7  Mill iarden 
Franken  ergeben.  Mi t  den  Erträgen  dieses  Kapitals  können  Hilfsprojekte  finanziert  werden.  Ohne  das 
Kapital  selbst  anzutasten, könnten die Einkünfte  jährlich 350 Mill ionen  Franken erreichen, die zu gleichen 
Teilen zwischen  Projekten  in der Schweiz  und  im Ausland  aufzuteilen  wären. (Zum Vergleich, die  von  den 
schweizerischen  Hilfswerken  für  Sozialhilfe  in  der  Schweiz  und  Hilfe  im  Ausland  aufgebrachten  Lei­
stungen  werden  auf  850  Mill ionen  Franken  im  Jahr  geschätzt.) 
Die  Stiftung  soll  über  drei  Instrumente  verfügen:  Unterstützung  von  Projekten,  Finanzierung  von  Nothil­
feeinsätzen  und  alljährliche  Verleihung  des  Solidaritätspreises.  Die  Einsatzbereiche  der  Stiftung  in  der 
Schweiz  und  im Ausland  könnten  folgende  sein : 
•  zugunsten von Menschen  eingreifen, deren Notsituation  in Vergessenheit  geraten oder verborgen  ist; 
•  Marginalisierung,  Armut  und  Gewalt  vorbeugen ; 
•  die  Zukunftsaussichten  von  Kindern  und  Jugendlichen  verbessern  (Verhütung  von  Gewalt  unter 
Jugendlichen,  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit); 
•  Kindern  helfen, die Opfer  von  Krieg, Misshandlung  und Ausbeutung  sind (Kinderarbeit,  sexueller  Miss­
brauch); 
•  Menschen  helfen,  die  Verletzungen  oder  Traumen  erlitten  haben ; 
•  Gemeinschaftliche  Strukturen  für  ein  konfliktfreies  Gemeinschaftsleben  wiederherstellen  und  unter­
stutzen ; 
•  zum Verständigungs­  und Aussöhnungsprozess  nach  Konflikten  beitragen ; 
•  Wiedereingliederung  von Vertriebenen  nach  Bürgerkriegen; 
•  verschiedenen  Bevölkerungsgruppen  helfen, sich  zu akzeptieren. 
10 %  des Jahresbudgets  kônnten  für  Nothilfe  in der Schweiz  und  im Ausland  eingesetzt werden. Die  Stif­
tung  könnte  dadurch  Projekte  für  Armutsbekämpfung,  Hilfe  fur  Gewaltopfer  und  zur  Konfliktverhütung 
unterstutzen 5.  Die  Solidaritätsstiftung  soll  eine  Ergänzung  zu  anderen  Formen  der  Hilfe  sein.  Sie  soll 
keine  staatlichen  Aufgaben  übernehmen  und sollte  den  Hilfswerken  keine  Konkurrenz  machen. Sie  wird 
kein  Geld  in der  Öffentlichkeit  sammeln. Sie wird  die  Hilfe  nicht  selbst  verwalten  und  keine  individuelle 
Hilfe  gewähren,  jedoch  kann  sie  von  Hilfswerken  unterbreitete  Projekte  unterstutzen,  die  den Zielen  der 
Stiftung  entsprechen. 
Die eidgenössischen Räte werden 1998 über das Gesetz zur Einsetzung der 
neuen Stiftung entscheiden. Das Gesetz wird (im Prinzip 1999) dem Referendum 
unterstellt werden. 
5. Für mehr Informationen über die schweizerische Solidaritätsstiftung, siehe : 
- Eidgenössische Finanzverwaltung, Projekt « Schweizerische Stiftung für Solidarität ». Bundesgasse 3, 3003 Bern. 
Internet-Adresse : http://www. solidarity. admin. ch/ 
- Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke, Solidarität schafft Zukunft. Argumentarium zur Petition, Süd-Magazin 
4/1997 ; 
- Neue Zürcher Zeitung, 1./2. November 1997 «Schweizerische Stiftung für Solidarität - Ziel und Finanzierung»; 
- Zeitschrift Mosquito Nr. 7. November 1997 (Schwerpunkt: Was heisst Solidarität?, Debatte um Solidaritätsstif-
tung : Solidarität neu entdecken...); 
- Stückelberger Christoph. «Ja zur Schweizerischen Stiftung für Solidarität, Vorschläge von Hilfswerken und Kir-
chen zu ihrer Gestaltung», Impulse 4/97, Brot für alle, Bern. 
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Eine Plattform von elf Hilfswerken hat im Sommer 1997 13 Thesen über das 
Vorhaben des neuen Solidaritätsfonds aufgestellt 6. Die im Sozialhilfebereich in 
der Schweiz und in der Entwicklungszusammenarbeit tätigen Hilfswerke 
befürchten beispielsweise, dass die neue Solidaritätsstiftung Sammelkampagnen 
in der Öffentlichkeit durchführt, was ihren eigenen Sammelkampagnen direkt 
Konkurrenz machen würde. Die Stiftung sollte nach dem Prinzip der Zusätzlich-
keit der bereitgestellten Ressourcen vorgehen, um zu vermeiden, dass die 
zurückgehende öffentliche Hilfe durch diese Hilfe ersetzt wird. Die Hilfe sollte 
auf dem Konzept echter Solidarität mit den Ärmsten (Partnerschaft) und nicht 
auf blosser Nothilfe und Wohltätigkeit beruhen (mit den anderen handeln, statt 
für die anderen zu handeln). 
Die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke hat im November 1997 eine Petition 
lanciert, um den Bundesrat aufzufordern, die zur Entwicklungszusammenarbeit 
bestimmten Mittel zu erhöhen, und um das Vorhaben der schweizerischen Soli-
daritätsstiftung zu unterstützen (Petition «Solidarität schafft Zukunft»). 
• Zusammenarbeit mit den schweizerischen privaten Organisationen 
Die schweizerische Entwicklungshilfe räumt der Zusammenarbeit mit den NRO 
einen relativ breiten Raum ein. Ein Teil der öffentlichen Entwicklungs-
zusammenarbeit läuft über Nichtregierungsorganisationen. 1996 hat der Bund 
insgesamt 136 Millionen Franken (11 % der öffentlichen Hilfe des Bundes) an 
die NRO ausgezahlt. Davon entfallen 58 Millionen Franken auf Projekte, die in 
Wirklichkeit für den Bund in Regie durchgeführt werden (die Projekte werden 
von Bern festgelegt, aber von den NRO verwaltet). Daneben hat der Bund 43 
Millionen Franken an die Hilfswerke zur Finanzierung von Projekten ausgezahlt, 
die von den Organisationen selbst ausgewählt und verwaltet werden. Die DEZA 
leistet ausserdem Beiträge für die humanitäre Hilfe der NRO in Höhe von 24 
Millionen Franken und für die Bezahlung von Freiwilligen vor Ort (über die 
Arbeitsgemeinschaft Schweizerischer Entwicklungsdienste, UNITE, in Basel, 
1996 für 11 Millionen Franken). 
Die schweizerischen privaten Organisationen spielen auch eine wichtige Rolle 
bei Sammlungen in der Öffentlichkeit, bei der Information über die Entwick-
lungsländer und durch ihre Lobbyarbeit zur Einflussnahme auf die politischen 
Behörden. Die verschiedenen Stellungnahmen der NRO über die Politik des 
Bundes gegenüber den Entwicklungsländern sind in den entsprechenden Kapi-
teln der Jahresübersicht in diesem Band beschrieben. 
Mehrere europäische NRO bringen gemeinsam einen internationalen Jahresbe-
richt über Entwicklungshilfe heraus (The Reality of Aid 1997). Der Bericht der 
NRO bildet eine kritische Ergänzung zum offiziellen Bericht der OECD. Bei der 
Bewertung der Hilfe der Schweiz werden im Bericht 1997 die Aussichten auf 
einen Rückgang der schweizerischen öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit 
bedauert, die bis Ende des Jahrhunderts auf 0 ,29% des BSP absinken konnte, 
während es das erklärte Ziel des Bundesrates war, die öffentliche EZA der 
Schweiz bis zum Jahr 2000 auf 0 ,40% des BSP anzuheben. Eine weitere Kritik 
6. Die NRO-Plattform zur Reflexion über den neuen Solidaritätsfonds umfasst die Hilfswerke der Arbeitsgemeinschaft, 
das Schweizerische Rote Kreuz, das Hilfswerk der Evangelischen Kirchen der Schweiz, das SAH, die Schweizeri-













betrifft die mangelnde Kohärenz der Politik der Schweiz gegenüber den Ent-
wicklungsländern (zum Beispiel bei den Waffenexporten). 
Die von den Hilfswerken aufgebrachte private Hilfe belief sich 1996 auf 321 
Millionen Franken. Diese Leistungen wurden durch die Erträge aus öffentlichen 
Sammlungen (1996 : 225 Millionen Franken), durch die Beiträge des Bundes für 
Projekte der NRO (78 Millionen Franken) und die Beiträge der Kantone und 
Gemeinden (18 Millionen Franken) finanziert. Daneben haben die privaten 
Organisationen Regieprojekte des Bundes in Höhe von 59 Millionen Franken 
durchgeführt (dabei handelt es sich um öffentliche Hilfe, die über die NRO 
läuft). 
9.3. ENTWICKLUNGSHILFEAUSSCHUSS DER OECD 
Der Entwicklungshilfeausschuss (DAC) ist das OECD-Organ, das sich mit Fra-
gen der Entwicklungszusammenarbeit befasst 7. Es ist eines der wichtigsten Gre-
mien, das es den Geberländern gestattet, ihre Entwicklungshilfepolitik zu koor-
dinieren, vereinheitlichte statistische Daten über die öffentliche Entwicklungszu-
sammenarbeit bereitzustellen und Empfehlungen zur Steigerung der Effektivität 
der Hilfe zu formulieren. Der DAC-Jahresbericht über Entwicklungszusammen-
arbeit ist zu einer Referenz in diesem Bereich geworden 8 . In seinem Bericht gibt 
das DAC Statistiken über die öffentliche Entwicklungshilfe heraus und erlässt 
Leitlinien über das, was in der Hilfe berücksichtigt werden kann. Ferner harmo-
nisiert es die von den Mitgliedsländern bereitgestellten Informationen, um 
vergleichbare Daten zu erhalten. Das DAC ist auch ein Ort des Dialogs und des 
Erfahrungsaustausches über Entwicklungszusammenarbeit. Der Ausschuss hat 
die Befugnis, Empfehlungen über Fragen der Entwicklungshilfe an die 
Mitgliedsländer zu richten. Die 1995 verabschiedete Erklärung uber «Entwick-
lungspartnerschaften im neuen globalen Kontext» stellt die Strategie für die 
Entwicklungszusammenarbeit der kommenden Jahre dar. Die Strategie zur Rolle 
der Entwicklungszusammenarbeit vor Anbruch des 21 . Jahrhunderts wurde 1996 
verabschiedet. Sie schlägt eine neue Weltpartnerschaft zugunsten der Entwick-
lung vor und setzt eine Reihe bis zum Jahr 2015 zu erreichender quantitativer 
Ziele fest (die auf den grossen internationalen Konferenzen in Rio de Janeiro, 
Kairo, Peking und Kopenhagen festgesetzt wurden) : Verringerung der Armut, 
Grundschulbildung für alle Kinder, starke Senkung der Sterblichkeitsrate bei 
Müttern und Kindern. Die Strategie setzt auch qualitative Ziele fest (Partner-
schaft, gute Regierungsführung usw.) (vgl. Jahrbuch 1997, S. 146 - 147). 
• Änderung der Liste der Empfängerländer der Hilfe 
Seit Anfang der 90er Jahre sind bei der Erstellung der Hilfestatistik zwei Pro-
bleme komplexer geworden. Zum einen haben die OECD-Staaten, neben der 
7. Mitgliedsländer des Entwicklungshilfeausschusses : Australien, Belgien, Danemark, Deutschland, Finnland, Frank -
reich, Grossbritannien, Irland, Italien, Japan, Kanada, Luxemburg, Neuseeland, die Niederlande, Norwegen, Öster-
reich, Portugal, Schweden, die Schweiz, Spanien, die Vereinigten Staaten und die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften. Mehrere Mitgliedsländer der OECD gehören dem DAC nicht an: Griechenland, Island, Mexiko, 
Polen, die Republik Korea, die tschechische Republik, die Türkei und Ungarn. 
8. OECD, Entwicklungszusammenarbeit. Politik und Leistungen der Mitglieder des Ausschusses für Entwicklungshilfe. 
Paris, OECD. Die jährlich erscheinende Unterlage kommt zu Jahresbeginn heraus und berichtet über die 
Entwicklungszusammenarbeit des Vorjahres. 
312 
Hilfe an die Entwicklungsländer, nach dem Fall der Berliner Mauer damit begon-
nen, Gelder an die Oststaaten zu zahlen. Zum anderen ist die Situation der soge-
nannten «Entwicklungsländer» immer differenzierter geworden, da einige Län-
der in den letzten zwanzig Jahren ein starkes Wirtschaftswachtum verzeichnet 
haben. Deshalb hat das DAC 1994 beschlossen, zwei getrennte Länderlisten auf-
zustellen, über deren Zusammensetzung die Mitgliedsstaaten sich einigten. Die 
erste Liste umfasst die Entwicklungsländer und -gebiete, für welche die Hilfe der 
Geberländer unter dem Aggregat «öffentliche Entwicklungszusammenarbeit» 
verbucht werden kann. Die Liste der Entwicklungsländer wurde um bestimmte 
Transitionsländer erweitert, die ein niedriges BSP pro Kopf aufweisen 9 (BSP pro 
Kopf unter 3035 Dollar 1995 sowie Slowenien). Die zweite Länderliste umfasst 
die Transitionsländer und -gebiete : mittel- und osteuropäische Staaten, Länder 
der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten, aber auch, was neu ist seit 1996, 
gewisse weiter fortgeschrittene Entwicklungsländer. Die Liste dieser «fortge-
schritteneren » Entwicklungsländer, die nicht unter der öffentlichen Entwick-
lungshilfe berücksichtigt werden, wird allmählich (bis zum Jahr 2000) alle Län-
der mit hohem Einkommen (BSP pro Kopf über 9385 Dollar 1995) umfassen 1 0. 
Die Hilfeleistungen für die Länder dieser zweiten Liste sind nicht in der öffent-
lichen Entwicklungshilfe, sondern in einem separaten Aggregat «öffentliche 
Hilfe», Hilfe an die Transitionsländer enthalten (vgl. Kapitel 10 der Jahresüber-
sicht über die Zusammenarbeit mit den mittel- und osteuropäischen Ländern und 
der GUS). 
• Prüfung der Entwicklungszusammenarbeit der Schweiz durch den 
OECD-Entwicklungshilfeausschuss 
Das DAC nimmt turnusmässig (alle drei Jahre) periodische Prüfungen der 
Entwicklungszusammenarbeit der Mitgliedsländer vor. Am 4. November 1996 
wurde das Entwicklungshilfeprogramm und die Entwicklungspolitik der 
Schweiz vom OECD-Sekretariat und zwei anderen DAC-Mitgliedsländern 
(Finnland und Österreich) geprüft. Der anschliessend veröffentlichte DAC-
Bericht über die schweizerische Entwicklungszusammenarbeit anerkennt die 
gute Qualität der Entwicklungshilfe der Schweiz 1 1 und die grosse Kompetenz des 
eingesetzten Personals. Das DAC weist insbesondere auf die angemessene 
Aufmerksamkeit hin, die der Partizipation der von der Hilfe betroffenen Bevöl-
kerung eingeräumt wird, wie auch auf die solide Projektanalyse- und -durch-
führungskapazität. Die Methode der DEZA zur Evaluierung der Effizienz ihrer 
Projekte und Programme wird als vorbildlich beurteilt (externe Evaluationen und 
Selbstevaluation). Die Schweiz sollte jedoch das Volumen ihrer Hilfe erhöhen, 
um das von ihr selbst gesetzte Ziel (0 ,40% des BSP) zu erreichen. Das DAC 
9. Liste der Nachfolgestaaten des früheren Ostblocks, die der Gruppe der Entwicklungsländer zugeordnet wurden : die 
Staaten Ex-Jugoslawiens, Albanien, Armenien, Aserbeidschan, Georgien, Kasachstan, Kirgistan, die Republik 
Moldau (seit 1997), Slowenien, Tadschikistan, Usbekistan. 
10. Liste der Länder, bei denen die empfangene Hilfe seit 1996 nicht mehr unter der öffentlichen Entwicklungshilfe ver-
bucht werden kann : Bahamas, Brunei, Kuweit, Qatar, Singapur und die Vereinigten Arabischen Emirate. Ab 1997 
kommen folgende Länder zu dieser Liste hinzu : Bermuda, Falkland-Inseln, Hongkong, Israel, Kaiman-Inseln, Tai-
wan und Zypern. Bis zum Jahr 2000 werden Länder oder Gebiete wie Neukaledonien, Macao, Südkorea, Gibraltar 
oder Libyen voraussichtlich von der Empfängerliste der öffentlichen Entwicklungshilfe gestrichen werden. 
11. OECD, Série des examens en matière de coopération pour le développement : Suisse, Nr. 6. Paris. Comité d'aide au 
développement, 1997, 63 S. Siehe auch die Pressemitteilung des BAWI und des EWD vom 17. April 1997, «Prüfung 
der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit durch den Entwicklungshilfeausschuss der OECD (DAC) -













betont, dass kein anderes Mitgliedsland sich so wie die Schweiz dafür eingesetzt 
hat, die Kohärenzprobleme zwischen den Entwicklungszielen und den übrigen 
Interessen der schweizerischen Aussen- und Innenpolitik zu analysieren und ver-
suchen, zu Ibsen (Kapitalflucht, Waffenverkäufe, Korruption, Umwelt, Subven-
tion der Landwirtschaft, Unterstützung der Exporte usw.). 
Die Besonderheit im Fall der Schweiz ist, dass die Entwicklungshilfe von zwei 
Departementen (auswärtige Angelegenheiten und Wirtschaft) gemeinsam ver-
waltet wird. Nach Ansicht des DAC muss ständig darauf geachtet werden, dass 
die Effizienz bei der Verwaltung der Hilfe gewährleistet wird, wobei die erfor-
derliche Koordination zwischen den beiden betroffenen Bundesämtern (DEZA 
und BAWI) zu berücksichtigen sei. Nach Erachten des DAC gibt es offensicht-
lich Unterschiede in den Vorgehensweisen beider Ämter, und es besteht die Ge-
fahr von Doppelspurigkeiten (vor allem bei der Hilfe für die Oststaaten). Jedoch 
bringe die Situation auch Vorteile mit sich, denn zwei « Ministerien » konnen 
besser für die Sache der Entwicklungszusammenarbeit eintreten, und die Pro-
bleme der Kohärenz zwischen Innen- und Aussenpolitik können besser sichtbar 
gemacht werden. 
• Entwicklung der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit (EZA) 
Die öffentliche Entwicklungshilfe der DAC-Mitgliedsländer ist in den letzten 
Jahren stark zurückgegangen. Die gesamte öffentlichen EZA der DAC-Staaten 
ist von 60,9 Milliarden Dollar 1992 auf 58,9 Milliarden 1995 und 55,5 Milliar-
den Dollar 1996 gesunken. Die Vereinten Nationen empfehlen den Geber-
ländern, 0 ,70% ihres Bruttosozialprodukts für die öffentliche Entwicklungshilfe 
aufzubringen. Lediglich Danemark, Norwegen, die Niederlande und Schweden 
überschreiten das 0,70%-Ziel. Die öffentliche EZA aller DAC-Länder machte 
1996 nur noch 0 ,25% des BSP aus, das ist der niedrigste Prozentsatz, seitdem 
das 0,70%-Ziel festgesetzt wurde. (Dabei ist jedoch zu vermerken, dass einige 
grosse Länder diesen Durchschnittswert nach unten drücken, da das arithmeti-
sche Mittel der Hilfe 0 ,40% des BSP beträgt). Die öffentliche Hilfe der Verei-
nigten Staaten ist von 0 ,20% des BSP 1992 auf 0 ,10% 1995 gesunken und 1996 
wieder auf 0 ,12% angestiegen. Die Hilfe der Schweiz, die 1996 0 ,34% des BSP 
erreicht, liegt leicht unter dem Durchschnitt der Mitgliedsländer der Europäi-
schen Union (0,37 % des BSP). 
In absolutem Wert werden die höchsten Beiträge von Japan (1996 mit 9,4 Milli-
arden Dollar), von den Vereinigten Staaten (9,4 Milliarden) sowie von Deutsch-
land (7,6 Milliarden) und Frankreich (7,5 Milliarden) erbracht (diese vier Länder 
bringen zusammen über drei Fünftel der öffentlichen Entwicklungshilfe auf). 
Die Hilfe der DAC-Länder für die Gruppe der am wenigsten entwickelten Län-
der macht nur 0 ,06% des BSP der Geberländer aus, wohingegen das Ziel der 
Pariser Konferenz von 1990 über die am wenigsten entwickelten Länder auf 
0 ,15% des BSP festgesetzt worden war. 
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Graphik Nr. 4 
Ôffentliche Entwicklungshilfe der DAC-Mitgliedsländer 
(in % des BSP, 1996) 
Quelle : OECD, Paris. 
Die öffentliche Hilfe der Nicht-Mitgliedsländer des DAC ist in den letzten Jah-
ren im Rückgang begriffen (1991: 3,1 Milliarden Dollar; 1995: 1,1 Milliarden). 
Einige Oststaaten, die früher Geberländer waren, sind heute zu Empfängern der 
öffentlichen Hilfe der westlichen Staaten geworden. Die Erdölexportländer, die 
ihre Hilfe in den 70er Jahren infolge der Steigerung ihrer Ôleinnahmen beträcht-
lich erhöht hatten, haben ihre Leistungen in den letzten Jahre wieder stark 
gesenkt (die Hilfe der Ölexportländer ging von 9,5 Milliarden Dollar 1980 auf 
0,6 Milliarden Dollar 1995 zurück). Einige neue Industrieländer Asiens (Süd-
korea, Taiwan) leisten jetzt Hilfe, jedoch bleibt das Volumen ziemlich 
beschränkt. 
9.4. SEKTORIELLE UND GEOGRAPHISCHE AUFTEILUNG DER HILFE 
Die bilaterale Hilfe ist seit 1994 rückläufig, sie ging von 985 Millionen Franken 
1994 auf 895 Millionen Franken 1996 zurück. Die Schwerpunktbereiche der 
bilateralen Hilfe sind Infrastruktur, Wasser und Energie ( 1 9 % der von der DEZA 
1996 ausgezahlten bilateralen Hilfe), Landwirtschaft und Viehzucht (17%), 















Ernährung und Bevölkerung (10%). Mehrere sektorübergreifende Themen fin-
den bei der Verwaltung der Projekte für Entwicklungszusammenarbeit besondere 
Beachtung : nachhaltige Entwicklung, eine Frauen und Männer gleichermassen 
berücksichtigende Entwicklung (Gender), die Beteiligung der von der Hilfe 
betroffenen Bevölkerung. Anstatt sich darauf zu beschränken, spezifische Pro-
jekte in einem dieser Bereiche durchzuführen, sollten diese Themen in allen Ent-
wicklungshilfeprogrammen berücksichtigt werden. Die Sektorpolitiken werden 
von der DEZA regelmässig überarbeitet. Ausrichtung, Analyse und Umsetzung 
der Hilfe werden vom Mitarbeiterstab auf der Basis von Länderstrategien, Jah-
resprogrammen sowie durch Arbeitsinstrumente für Planung, Evaluation, Moni-
toring und Umsetzung (PEMU) durchgeführt. 
• Soziale Entwicklung 
Artikel 5 des Bundesgesetzes über Entwicklungszusammenarbeit legt fest, dass 
die schweizerische Entwicklungszusammenarbeit prioritär die Anstrengungen 
der ärmeren Entwicklungsländer, Regionen und Bevölkerungsgruppen unter-
stützt. Ein Teil der Tätigkeitsbereiche der schweizerischen Entwicklungshilfe 
betrifft die soziale Entwicklung (Ernährungssicherung, Landwirtschaft, ländliche 
Entwicklung, Gesundheit, Trinkwasserversorgung, Wohnhygiene, Grund-
ausbildung, Förderung von Handwerk und Kleingewerbe). In den 90er Jahren 
fanden eine Reihe grosser internationaler Konferenzen über soziale Fragen statt, 
darunter der Weltgipfel für soziale Entwicklung in Kopenhagen im März 1995. 
In der Schweiz hat sich eine interdepartementale Arbeitsgruppe, der auch Ver-
treter der NRO und der Akademikerkreise angehörten, mit dem « Folgeprozess 
des Weltgipfels für soziale Entwicklung in den Nord-Süd-Beziehungen » befasst. 
Die Ziele der Arbeitsgruppe waren, das Verständnis für die Problematik der 
sozialen Entwicklung zu fördern, die Ziele zu definieren, die zu erreichen sind, 
um die auf dem Weltsozialgipfel eingegangenen Verpflichtungen umzusetzen, 
und Elemente für die Politik und die Strategien der DEZA auszuarbeiten. Der 
Bericht der Arbeitsgruppe wurde von der DEZA im Dezember 1997 veröffent-
licht 1 2. Der Bericht führt die wichtigsten Ergebnisse des Weltgipfels in Kopenha-
gen auf. Er erstellt einen langen Katalog der zu erreichenden Ziele im Kampf 
gegen Armut, Ausgrenzung und soziale Ungleichheiten, Arbeitslosigkeit und 
den Ausschluss von jeder Macht. Die soziale Entwicklung und die wirt-
schaftliche Entwicklung sind voneinander abhängig und müssen dem Menschen 
und der menschlichen Würde dienen. Sie müssen zusammen gerechte Gesell-
schaften fordern. BAWI und BIGA bedauern den allgemeinen Ton des Berichts, 
der den Wirtschaftskreisen gegenüber zu kritisch ist. 
• Kinderhilfe 
Im November 1994 wurde auf Initiative der DEZA eine Arbeitsgruppe einge-
setzt, um über die Situation der Kinder in der Welt und die Handlungsmöglich-
keiten der Entwicklungszusammenarbeit für diese Zielgruppe nachzudenken. 
Die Arbeitsgruppe setzt sich aus Mitgliedern der DEZA und von neun grossen 
auf dem Gebiet der Kinderhilfe tätigen Nichtregierungsorganisationen zusam-
men. Das im Mai 1997 veröffentlichte erste Dokument schlägt keine eigentliche 
12. DEZA, Die soziale Entwicklung in den Nord-Süd-Beziehungen, Bern, DEZA (Entwicklungspolitische Schriften 
Nr. 1) 168 S. 
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Hilfestrategie vor. Die DEZA möchte statt dessen das Bewusstsein für die Lage 
der Kinder wecken und auf die Aktionen hinweisen, die von der DEZA und den 
NRO durchgeführt werden, um bestimmten Bedürfnissen der Kinder nachzu-
kommen und ihre Grundrechte bekanntzumachen 1 3 . Die DEZA schätzt den 
Betrag der Aufwendungen für Projekte, die hauptsächlich Kindern zugute kom-
men, auf 36 Millionen Franken im Jahr (das sind 3,5 % des Gesamtvolumens der 
von der DEZA aufgebrachten öffentlichen Hilfe für den Süden und den Osten). 
Die Aktionen für eine ausgeglichene Entwicklung von Männern und Frauen, 
Empowerment, für den Kampf gegen Armut und soziale Ausgrenzung, für Erzie-
hung, Gesundheit und Ernährung kommen ebenfalls indirekt den Kindern 
zugute. Die DEZA möchte einen Schwerpunkt auf die soziale Entwicklung set-
zen. Die neun NRO der Arbeitsgruppe haben von 1994 bis 1996 durchschnittlich 
56 Millionen Franken pro Jahr (das heisst fast die Hälfte des Gesamtvolumens 
ihrer Projekte) für die Kinderhilfe aufgebracht. 
Die Kinderhilfe ist (neben den grossen Katastrophen und dem Gesund-
heitswesen) einer der aussichtsreichsten Bereiche für Sammlungen in der Öffent-
lichkeit in der Schweiz. Von den 220 vom IUED erfassten privaten Hilfswerken 
führen über 160 Organisationen Tätigkeiten im Bereich der Kinderhilfe durch 
(Strassenkinder, Kindergärten, Grundschulbildung, Schulmaterial, Gesundheit 
von Mutter und Kind) 1 4 . 
• Umwelt 
Das Programm der DEZA im Umweltbereich ist vor allem dem Folgeprozess der 
Konferenz von Rio über Umwelt und Entwicklung gewidmet. Dieser Folgepro-
zess wird im Kapitel Umwelt und Entwicklung in der Jahresübersicht ausführ-
lich behandelt. Anlässlich der 700-Jahr-Feier der Eidgenossenschaft und im 
Anschluss an eine Petition der Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke hatte das Par-
lament 1991 einen Zusatzkredit von 300 Millionen Franken für multilaterale und 
bilaterale Hilfe im Umweltbereich bewilligt. Das BAWI konzentriert ebenfalls 
einen Teil seiner Hilfe auf die Förderung des Transfers sauberer Technologien 
und die Erstellung von Umweltlabeln. Das BAWI speist einen Risikokapital-
fonds zur Finanzierung «sauberer» Investitionen, und Umweltverträglichkeits-
studien sind eine Bedingung für die Finanzierung von Ausrüstungen. 
Die DEZA hat 1993 eine Umweltstrategie mit dem Ziel eingeführt, die Umwelt-
fragen als eine auf all ihre Aktivitäten anwendbare globale Priorität zu integrie-
ren. Gemäss dieser Strategie muss die DEZA die Umweltauswirkungen einbe-
ziehen, die Verbreitung von Techniken fordern, die zur Lösung von Umweltpro-
blemen beitragen, die Forschung und Ausbildung in diesem Bereich unterstützen 
und die Kapazität der Entwicklungsländer bei der nachhaltigen Bewirtschaftung 
natürlicher Ressourcen stärken. Besondere Aufmerksamkeit kommt der Umwelt 
der Bergregionen, der Trinkwasserversorgung, der Erhaltung der biologischen 
Vielfalt und der Bekämpfung der Wüstenbildung zu 1 5 . 
13. Kinder der Welt. Die Zukunft beginnt jetzt. Gedanken aus Schweizer Nichtregierungsorganisationen und der Direk-
tion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA), Bern. DEZA, Mai 1997 (die Unterlage kann beim Informations-
dienst der DEZA bestellt werden). Das Dokument fasst insbesondere die Kinderhilfsaktion der DEZA und folgender 
neun NRO zusammen : Caritas Schweiz, Schweizerisches Rotes Kreuz, Enfants du Monde, HEKS, Terre des hom-
mes Lausanne und Schweiz. Schweizerisches Komitee für UNICEF, Stiftung Kinderdorf Pestalozzi, Stiftung Viva-
mos Mejor. 
14. Vgl. Verzeichnis der Hilfswerke und ihrer Schwerpunktbereiche in : Schweizerische Hilfe für Entwicklungsländer und 
Oststaaten 1996/1997, IUED, 1998. 














• Geographische Aufteilung der Hilfe 
Die DEZA verfolgt eine Politik der Konzentration der Hilfe auf bestimmte Lan-
der (sog. Schwerpunktländer). DEZA und BAWI arbeiten zusammen Länderpro-
gramme aus, die im allgemeinen einen Zeitraum von fünf Jahren umfassen. Ein 
solches Länderprogramm legt die Ziele der schweizerischen Entwick-
lungszusammenarbeit fest. Die Anzahl der Schwerpunktländer ist allmählich von 
20 auf 17 zurückgegangen 1 6 . Tabelle 3.3.A. im Statistischen Teil führt die von der 
DEZA in den Schwerpunktländern aufgebrachten Beträge für technische 
Zusammenarbeit und Finanzhilfe an. Die höchsten Auszahlungen entfielen auf 
Mittelamerika (1996 : 30 Millionen Franken), Indien (27,5 Millionen) und 
Mosambik (22,8 Millionen). 1997 ist Vietnam auf der Liste der Schwerpunkt-
länder an die Stelle Indonesiens getreten. Andere Bereiche der Entwicklungszu-
sammenarbeit folgen nicht dem Kriterium der Konzentration auf die gleichen 
Länder wie die technische Zusammenarbeit der DEZA. Die Auszahlung von Sti-
pendien für Studien, die humanitäre Hilfe, die vom BAWI finanzierten Mas-
snahmen und die Beiträge an die NRO sind nicht unbedingt prioritär auf die 
sogenannten Schwerpunktländer gerichtet. Das BAWI kann seine Tätigkeit auf-
grund der Art seiner Instrumente (Entschuldungsmassnahmen, Zahlungs-
bilanzhilfe usw.) geographisch nicht so gut wie die DEZA konzentrieren. Das 
BAWI konzentriert sich auf Bereiche, in denen die schweizerische Wirtschaft 
einen komparativen Vorteil aufweist, sowie auf Wirtschaftsreformen, auf den 
Technologietransfer (besonders für den Umweltschutz) und auf die Mobilisie-
rung privater Anstrengungen und Ressourcen. 
Nach dem Völkermord in Ruanda im April 1994 wurde die schweizerische Ent-
wicklungszusammenarbeit für dieses Land grossenteils durch Nothilfe ersetzt, 
und die DEZA hat noch nicht entschieden, ob Ruanda wieder zum Schwer-
punktland werden kann. Die humanitäre Hilfe umfasst insbesondere die Unter-
stützung der Krankenpflegerschulen in Kigali und des nationalen medizinischen 
Laboratoriums, wie auch die Sanierung von ländlichen Gesundheitsstellen. Im 
Rahmen eines Wiederaufbauprogramms unterstützt die DEZA die Ruckkehr von 
Flüchtlingen und Vertriebenen sowie die Wiederherstellung der Gesundheits-
dienste und der Grundschulbildung. Die Schweiz unterstützt zudem die Förde-
rung des Rechtstaates (unabhängige Justiz und Demokratisierung). 
Graphik 5 führt die Hauptempfängerländer der schweizerischen Entwicklungs-
zusammenarbeit auf. 
9.5. W IRTSCHAFTS- UND HANDELSPOLITISCHE M A S S N A H M E N 
Diese Instrumente der Entwicklungszusammenarbeit werden vom Bundesamt 
für Aussenwirtschaft (BAWI) verwaltet. Der fünfte Rahmenkredit über die Wei-
terführung und Neuausrichtung von wirtschafts- und handelspolitischen Mass-
nahmen trat Anfang 1997 in Kraft. Die den eidgenössischen Räten vorgelegte 
Botschaft schlug eine Neuausrichtung bestimmter Massnahmen vor. Die Bot-
schaft wurde im Jahrbuch Schweiz - Dritte Welt 1997 ausführlich behandelt. 
16. Liste der Schwerpunktländer oder -regionen für die Hilfe der DEZA. Afrika: Benin, Burkina Faso, Madagaskar, 
Mali, Mosambik, Niger, Tansania und Tschad. Lateinamerika : Bolivien, Honduras, Nicaragua/Mittelamerika und 
Peru. Asien : Bangladesch, Indien, Nepal, Pakistan und Vietnam. 
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Graphik Nr. 5 
Wichtigste Empfängerländer und -regionen der schweizerischen 
Entwicklungszusammenarbeit und Aufteilung nach Art der Hilfe 
(kumulierter Gesamtbetrag der Hilfe, in Mrd. Fr.) 
Kumulierter Gesamtbetrag der Hilfe 1991 - 1 9 9 5 
Die vom BAWI verwalteten Instrumente haben sich in der Tat in zehn Jahren 
ihrer Art nach recht gründlich verändert. Abbildung 6 zeigt die Entwicklung des 
relativen Umfangs der verschiedenen Formen der Hilfe. Von 1986 bis 1990 
umfassten die Wirtschaftsmassnahmen vor allem die Zahlungsbilanzhilfe und die 
Mischfinanzierungen. Von 1992 bis 1996 ist der Anteil der Zahlungsbilanzhilfe 
und der Unterstützungsmassnahmen im Rohstoffsektor zurückgegangen. Die 
Entschuldungsmassnahmen wurden 1991 anlässlich der Annahme des Rahmen-
kredits zur 700-Jahr-Feier der Eidgenossenschaft, nach einer von den schweizeri-
schen Hilfswerken zugunsten der Entschuldung lancierten Petition, eingeführt. 
Die Förderung der Investitionen des Privatsektors in den Entwicklungsländern 
nimmt an Bedeutung zu. 
Der neue Rahmenkredit schlägt eine Reihe neuer Instrumente der Zusammenar-
beit vor, die dazu bestimmt sind, die Ausfuhren und die Investitionen in die Ent-
wicklungsländer zu beleben. 
• Die neue Schweizerische Gesellschaft für Entwicklungsfinanzierung (SGE) 
soll eine Unterstützung der Unternehmen der OECD-Staaten ermöglichen, 
welche Joint-Ventures einfuhren oder bestehende Unternehmen in einem Ent-
wicklungsland oder einem osteuropäischen Land modernisieren wollen. Die 
Gesellschaft für Entwicklungsfinanzierung ist ein Gemeinschaftsunternehmen 
des schweizerischen Privatsektors und des öffentlichen Sektors. Das vorgese-
hene Kapital von 100 Millionen Franken soll zu 51 % von privaten Aktionären 













SGE wurde bei der Annahme der Botschaft gebilligt. Jetzt muss noch der Pri-
vatsektor überzeugt werden, sich am Grundkapital zu beteiligen, damit die 
Gesellschaft operationell werden kann (das Engagement des privaten Sektors 
ist noch unzureichend). 
• Ein Garantiefonds von 300 Millionen Franken, der höher als im vorhergehen-
den Kredit ist, soll ausserdem die Deckung der Risiken erlauben, die mit der 
Garantieerteilung an Länder verbunden sind, welche noch keinen Zugang zur 
ERG und zur Investitionsrisikogarantie haben. 
• Die übrigen Investitionsförderungsmassnahmen umfassen die Unterstützung 
zur Anbahnung von Geschäftsbeziehungen (zwischen Unternehmen des Nor-
dens und des Südens), die Finanzierung von Studien für Investitionen und 
Ausbildungstätigkeiten des Privatsektors sowie die Förderung des Transfers 
umweltverträglicher Technologien. 
Graphik Nr. 6 
Anteil der verschiedenen wirtschafts- und handelspolitischen 
Massnahmen 
Kumulierte Beträge der Hilfe für die Zeiträume 1986-1990 und 1992-1996 
Quelle : BAWI. 
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vgl. Jahrbuch 1997. S. 157- 170. Neue Botschaft über die Finanzierung und die Neuausrichtung von wirtschafts- und 
handelspolitischen Massnahmen. 
Siehe auch den Beitrag von Laurent Guye (BAWI) im Teil Analysen und Stellungnahmen. 
1996 beliefen sich die Aufwendungen für wirtschafts- und handelspolitische 
Massnahmen auf 135,7 Millionen Franken. In Graphik 7 ist die Aufteilung der 
Beträge nach den Instrumenten wiedergegeben. 
Graphik Nr. 7 
Auszahlungen für wirtschafts- und handelspolitische Massnahmen 
1996, in Mrd. Fr. 
• Zahlungsbilanzhilfe 
In Tabelle 24 des Jahrbuchs 1997 ist die vollständige Liste der von der Schweiz 
seit Anfang der 90er Jahre gewährten Zahlungsbilanzhilfen aufgeführt. 1996 hat 
die Schweiz Zahlungsbilanzhilfen in Höhe von 29,5 Millionen Franken ausge-
zahlt. Sie gewährte 1996 neue Zahlungsbilanzhilfen für Eritrea (Verpflichtung 
von 9 Millionen Franken zur Unterstützung des Wiederaufbaus), für Mosambik 
(18 Millionen Franken) und Burkina Faso (13 Millionen). 1997 gewährte die 
Schweiz eine vierte Zahlungsbilanzhilfe für Tansania in Höhe von 12 Millionen 
Franken und eine ähnliche Zahlungsbilanzhilfe für den Senegal in Höhe von 13 
Millionen Franken. 
• vgl. Jahrbuch 1997, Tabelle Nr. 24. Zahlungsbilanzhilfen von 1991 bis 1996. 
• Entschuldungsmassnahmen 
1996 wurden von der Schweiz 38 Millionen Franken für Entschuldungs-
massnahmen aufgebracht. Bis 1997 wurden von den zur Verfügung stehenden 
500 Millionen Franken Verpflichtungen in Höhe von 348 Millionen Franken ein-
gegangen. 1996 hat die Schweiz mit acht Ländern Entschuldungsabkommen für 
einen Gesamtbetrag von 158,8 Millionen Franken abgeschlossen (nach Ländern 
aufgegliederte Tabelle im Kapitel Internationale Finanzbeziehungen, Tabelle Nr. 
9, bilaterale Umschuldungen). 1996 wurden drei zwischenstaatliche Abkommen 















Gesamtbeitrag belief sich auf 39,4 Millionen Franken, davon 20 Millionen als 
Beitrag zum HIPC-Fonds (Initiative zugunsten hochverschuldeter armer Län-
der). 
Die Entschuldungsmassnahmen dienen vornehmlich zur Finanzierung des Rück-
kaufs kommerzieller Schulden, für die eine öffentliche Garantie gegenüber 
schweizerischen Exporteuren besteht, zur Finanzierung des Rückkaufs nicht-
garantierter kommerzieller Forderungen (Schulden gegenüber Banken und 
Lieferanten), zur Tilgung von Zahlungsrückständen bei multilateralen Schulden 
und zur Finanzierung der Verpflichtungen gegenüber multilateralen Finanzinsti-
tutionen (IWF, Weltbank und regionale Entwicklungsbanken). Um in den Genuss 
der schweizerischen Entschuldungsfazilität zu kommen, muss ein Schuldnerland 
ein Strukturanpassungsprogramm mit der Unterstützung von IWF und Weltbank 
durchführen. 
vgl. auch Jahrbuch 1998, Massnahmen der Schweiz im Entschuldungsbereich und schweizerische Politik gegenüber 
IWF und Weltbank, Kapitel 2 der Jahresübersicht, S. 137. 
• Mischfinanzierungen 
Mischfinanzierungen setzen sich aus einem Geschenk des Bundes und einem 
von einem Schweizer Bankenkonsortium (zu Marktkonditionen) vergebenen 
Darlehen zusammen. Diese Kredite dienen dazu, Material und Produkte in der 
Schweiz (mindestens 50%) und in anderen Ländern zu kaufen. Seit 1977 hat die 
Schweiz 38 Mischfinanzierungsabkommen zugunsten von 21 Ländern (und zwei 
regionalen Entwicklungsbanken) für über 800 Millionen Franken abgeschlossen. 
Die Hauptempfängerländer waren China, Ägypten, Indonesien und Indien. 17 
Abkommen geben derzeit zu Auszahlungen für zwölf Länder Anlass. Die Aus-
zahlungen beliefen sich 1997 auf rund 25 Millionen Franken. Was die neueren 
Mischfinanzierungsabkommen betrifft, so hatte der Bund Ende Oktober 1995 
China eine vierte Mischfinanzierung von insgesamt 60 Millionen Franken 
gewährt (davon wurden 24 Millionen Franken vom Bund aufgebracht). Der Viet-
nam eingeräumte Mischkredit wurde 1996 um 10 Millionen Franken aufgestockt 
(Bundesanteil : 5 Millionen Franken). Ende 1997 wurde ein vierter Mischkredit 
für Ägypten bewilligt. Die Mischfinanzierungsgeschäfte werden in Zukunft vor 
allem Projekte im Umweltbereich betreffen. Jedes Projekt wird einer 
Umweltverträglichkeitsstudie unterzogen, und die Priorität wird den umwelt-
freundlichen Projekten eingeräumt. 
Das Jahresvolumen der Aufwendungen für Mischkredite hat in den letzten Jah-
ren abgenommen, namentlich nach der Verabschiedung von Verhaltungsregeln 
durch die OECD, welche den Einsatz der Mischfinanzierungen auf die kommer-
ziell nicht tragfähigen Projekte beschränken, und weil die meisten Staaten sich 
aus der Industrie zurückziehen («Helsinki-Paket», vgl. Jahrbuch 1996, S. 166 — 
167). 
• Investitionsförderung 
Die Massnahmen zur Investitionsförderung haben in den letzten Jahren an 
Bedeutung zugenommen. 1996 und 1997 hat sich das BAWI an Risikokapital-
fonds für umweltverträgliche private Investitionen in Mittelamerika und im 
Süden Afrikas beteiligt. Der Bund wird auch mit 25 Millionen Franken am chi-
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nesisch-schweizerischen Risikokapitalfonds (80% des Gesamtkapitals) teilneh-
men, um Partnerschaften und Joint-Ventures zwischen schweizerischen KMU 
und chinesischen Unternehmen zu fordern. Ferner beteiligt sich das BAWI mit 
einem Betrag von 5 Millionen Franken an einem ähnlichen Partnerschaftsfonds 
in Indien, in Zusammenarbeit mit einer indischen Entwicklungsbank. 
• Handelsförderung 
Integrierte Handelsförderungsprogramme sollen erstellt werden, um Einzel-
massnahmen zu ersetzen, wobei die verschiedenen Bedürfnisse der betroffenen 
Länder besser berücksichtigt werden sollen und Partnerländer ausgewählt wer-
den sollen, in denen die Schweiz bereits mit anderen Instrumenten (Mischfinan-
zierungen, Zahlungsbilanzhilfe, technische Zusammenarbeit) im Einsatz ist. Als 
erstes Partnerland wurde Vietnam ausgewählt, mit dem Ziel einer Stärkung der 
handelspolitischen Kapazitäten dieses Landes, der Verbesserung der Effizienz 
der Handelsaktivitäten und der Vorbereitung Vietnams für den Beitritt zur WTO. 
Der Bund und der Kanton Genf unterstützen das von NRO in Genf gegründete 
«Internationale Zentrum für Handel und nachhaltige Entwicklung» (CICDD) 
finanziell. Ziel des Zentrums ist es, einen mit der nachhaltigen Entwicklung im 
Einklang stehenden internationalen Handel zu fordern und den Informationszu-
gang für die internationalen Handelskreise und die NRO im Norden wie im 
Süden zu erleichtern. 
9.6. H U M A N I T Ä R E HILFE 
• Jüngste Entwicklung der humanitären Hilfe (1994 - 1996) 
Der Fall der Berliner Mauer und das Ende des Kalten Krieges hatten grosse Hoff-
nungen geweckt. Die Konflikte haben deshalb aber nicht abgenommen und die 
Liste der von Menschen verursachten Tragödien ist weiterhin lang : Krieg in den 
Staaten Ex-Jugoslawiens, Konflikte in Afghanistan, Somalia, Sri Lanka, Tschet-
schenien und Sierra Leone, Völkermord in Ruanda usw. Naturkatastrophen sind 
nur ein Teil der Gründe für humanitäre Einsätze. Zu diesen Gründen kommen 
städtisches Elend, Landflucht und internationale Migrationen, bewaffnete Kon-
flikte, die Infragestellung staatlicher Grenzen, der Kampf ethnischer Minderhei-
ten, der Zusammenbruch staatlicher Strukturen sowie die sogenannten Zivilisa-
tionskatastrophen (Dammbrüche, nukleare Unfälle oder Chemiekatastrophen) 
hinzu. 
Tabelle 24 führt die wichtigsten Länder oder Regionen auf, welche die von der 
Schweiz von 1994 bis 1996 für humanitäre Hilfe aufgebrachten Leistungen 
erhalten haben. Die humanitäre Hilfe konzentrierte sich auf drei Regionen : das 
ehemalige Jugoslawien, das ostafrikanische Zwischenseengebiet (Ruanda und 
Burundi) und die Somalihalbinsel (Somalia, Sudan, Eritrea und Äthiopien). Die 
humanitäre Hilfe macht seit zehn Jahren 19 bis 20 % der gesamten öffentlichen 
Entwicklungszusammenarbeit aus (ein Anteil, der in der Schweiz eher gleich 
bleibt, während er auf internationaler Ebene zunimmt). 
Mehrere Länder oder Regionen, die sich ehemals in einer Krisensituation befan-
den, sind heute in einer positiven Wiederaufbauphase begriffen, in der die huma-













Dies gilt für Südafrika, Mittelamerika (Guatemala, El Salvador), Bosnien, Erit-
rea, Mosambik, Naher Osten. 
• Hilfe für die Staaten Ex-Jugoslawiens 
Noch nie hatte die Schweiz so viele Mittel in einem Krisengebiet aufgebracht 
wie im Konflikt der Nachfolgestaaten Ex-Jugoslawiens. Insgesamt erreichten die 
Aufwendungen der Schweiz im Rahmen des Konflikts in Ex-Jugoslawien von 
1991 bis 1996 1228 Millionen Dollar (ein viel hoherer Betrag als die unter der 
öffentlichen Entwicklungshilfe verbuchten 125 Millionen Dollar). Die Gesamt-
aufwendungen umfassen die Hilfe für die Flüchtlinge in der Schweiz (1049 Mil-
lionen Dollar für 1991 bis 1996, die nicht in der öffentlichen Entwicklungshilfe 
enthalten sind), 112 Millionen Dollar für Nothilfe (in der öffentlichen Entwick-
lungshilfe enthalten), 24,2 Millionen Dollar an 
Tabelle Nr. 24 
Humanitäre Hilfe des Bundes 1994 - 1996 
Kumulierte Beträge von 1994 bis 1996 
15 Hauptempfängerländer oder -regionen humanitärer Hilfe 
In Mrd. Fr. 
1994 - 1996 
1 Staaten Ex-Jugoslawiens 75.1 
2 Ruanda/Region der grossen Seen 50.5 
3 Angola 18.5 
4 Kaukasus 15.2 
5 Àthiopien 13.1 
6 Mosambik 12.9 
7 Russland 11.7 
8 Eritrea 10.2 
9 Sudan 9.9 
10 Madagaskar 9.2 
11 Zaire (Republik Kongo) 9.2 
12 Liberia 8.5 
13 Afghanistan 7.6 
14 Peru 7.4 
15 Tansania 7.3 
Gesamtbetrag der obigen 15 Länder/Regionen 266.1 
Andere Lander 122.4 
Geographisch nicht aufgeschlüsselt 208.0 
Multilaterale humanitäre Hilfe 132.4 
Kumulierter Gesamtbetrag für humanitäre Hilfe 728.8 
Quelle: Anhand der Angaben im «Jahresbericht über Entwicklungszusammenarbeit » 1996, DEZA, BAWI, erstellte 
Tabelle. 
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Beiträgen für den wirtschaftlichen und sozialen Wiederaufbau in Bosnien, 19,4 
Millionen Dollar Beiträge für den politischen Wiederaufbau in Bosnien 1 7 (die 
beiden letztgenannten Posten sind teilweise in der öffentlichen Entwicklungs-
hilfe berücksichtigt). Zu diesen Summen kommen Aufwendungen von Nichtre-
gierungsorganisationen in Höhe von mindestens 23 Millionen Dollar hinzu. 
Die Beiträge für den politischen, wirtschaftlichen und sozialen Wiederaufbau 
in Bosnien (ingesamt 43,8 Millionen Dollar von 1991 bis 1996) umfassen fol-
gende Bereiche : Finanzhilfe, humanitäre Hilfe, technische Zusammenarbeit, 
Kampagne für die Rückkehr der Flüchtlinge, Unterstützung des Wahlprozesses, 
Gelbmützenmission, Missionen der OSZE und Unterstützung unabhängiger 
Medien. 
Sobald es die Umstände erlaubten, hat die Schweiz die Nothilfe allmählich durch 
die Wiederaufbauhilfe (zwei Bestandteile der humanitären Hilfe) und anschlies-
send durch die längerfristige Zusammenarbeit ersetzt. Die DEZA und das Bun-
desamt für Flüchtlinge haben ab Juni 1996 einen gemeinsamen Aktionsplan auf-
gestellt, um die Rückführung der sich in der Schweiz aufhaltenden Flüchtlinge zu 
organisieren. Bis Ende Dezember 1997 hatten über 11'000 Flüchtlinge ihre 
Bereitschaft zur Teilnahme am Rückkehrprogramm erklärt, und über 5300 Flücht-
linge waren freiwillig in ihr Land zurückgekehrt. Die derzeitige zweite Phase 
betrifft die Rückschaffung von 8000 Personen (Anfang 1996 hatten sich 20'000 
Flüchtlinge aus Ex-Jugoslawien in der Schweiz aufgehalten). Die betroffenen 
Rückkehrer erhalten eine Unterhaltsbeihilfe von 1000 Franken pro Haushalt sowie 
eine Rückkehrhilfe von 4000 Franken pro erwachsene Person und 2000 Franken 
pro Kind. Diese aus Krediten des Bundesamtes für Flüchtlinge (und nicht aus dem 
Rahmenkredit für Osteuropa) finanzierten Beträge sind zur Hausrenovierung, für 
die Beschaffung einer Wohnung bzw. von Arbeitsräumen oder -instrumenten oder 
jede andere Massnahme zur Erleichterung der Wiedereingliederung bestimmt. Die 
freiwillige Ruckkehr wird auch durch zusätzliche (den Beträgen der individuellen 
Hilfe entsprechende) finanzielle Beiträge der DEZA gefördert, die für den Wie-
deraufbau der lokalen Infrastruktur und zur Förderung lokaler Strukturen in Orten 
oder Regionen bestimmt sind, die zur Aufnahme der Rückkehrer bereit sind 
(öffentliche Gebäude, Schulen, Wohnungen für Flüchtlinge). 
Das Rückkehrhilfeprogramm für die Flüchtlinge wurde im allgemeinen in der 
Schweiz und auf internationaler Ebene gut aufgenommen. Der Beschluss des 
Bundesrates, die bosnischen Flüchtlinge zurückzuschicken, war jedoch von pri-
vaten Flüchtlingshilfeorganisationen kritisiert worden. 1997 hat die DEZA For-
scher des Instituts für Ethnologie der Universität Bern mit der Evaluation des 
Rückkehrhilfeprogramms beauftragt. Der Evaluationsbericht weist auf verschie-
dene Probleme bei der Wiedereingliederung im ehemaligen Jugoslawien hin 1 8 : 
• die Unmöglichkeit für 40 % der Rückkehrer, an ihren Herkunftsort zurückzu-
kehren, da ihre Sicherheit wegen ihrer ethnischen Zugehörigkeit nicht 
gewährleistet wäre ; 
• eine hohe Arbeitslosigkeit ; 
17. Quelle: SDC, Swiss Agency for Development and Cooperation, Swiss Commitment in former Yugoslavia, Bern. 
SDC, August 1997, 8 Seiten. 














• die Schwierigkeit, eine Wohnung zu finden (wegen der Beschädigung zahl-
reicher Wohnhäuser durch den Krieg). 
Nach Ansicht der DEZA und des Bundesamtes für Flüchtlinge kann das Rück-
kehrhilfeprogramm nicht alle Probleme der Wiedereingliederung von Kriegsver-
triebenen lösen. Die Flüchtlingshilfe kann im Krieg Schutz gewähren, aber sie 
kann nicht alle wirtschaftlichen Folgen vor Ort überwinden helfen. 
Die Schweiz hat seit der Unterzeichnung der Dayton-Abkommen am 14. Dezem-
ber 1995 über 50 Millionen Franken für die Hilfe in Bosnien (Hilfe in mehreren 
Tranchen) bereitgestellt. Die humanitäre Hilfe umfasste Massnahmen in ver-
schiedenen Bereichen : Vertriebenenhilfe, Nahrungsmittelhilfe, Beschaffung von 
Unterkünften, aber auch Hilfe für den Wiederaufbau von Schulen durch das 
Schweizerische Katastrophenhilfekorps, Instandsetzung von Altersheimen und 
Waisenhäusern. Diese humanitäre Hilfe wird nach und nach durch andere Instru-
mente der Zusammenarbeit ergänzt : von der Weltbank in Bosnien durchgeführte 
Entschuldungsaktion, mit dem SAH kofinanziertes Frauenzentrum in Mostar, 
Hotelrenovierungen. Das BAWI ist vor allem im Energiesektor tätig ; es finan-
ziert aber auch einen Garantiefonds von 9 Millionen Franken für ausländische 
Unternehmen, die sich in Bosnien niederlassen wollen. Die Abteilung der DEZA 
für die Zusammenarbeit mit Osteuropa und der GUS (AZO) führt Projekte zur 
Wasserversorgung, zur Abfallentsorgung und im landwirtschaftlichen Bereich 
durch. Sie unterstützt auch die multi-ethnischen kulturellen Projekte und die 
unabhängigen Medien (Projekt der OSZE für den Aufbau eines Rundfunknetzes : 
Freies Radio Bosnien-Herzegowina). Im Sommer 1996 wurde ein Koordina-
tionsbüro der DEZA in Sarajewo eröffnet, das zumindest bis zum Abschluss der 
Flüchtlingsrückführung bestehen soll. 
• Nahrungsmittelhilfe für Nordkorea 
Die Ernährungssituation in Nordkorea ist dramatisch, und mehrere internationale 
Organisationen haben einen Aufruf für Nothilfe für die von Hungersnot betrof-
fene Bevölkerung ergehen lassen (mindestens 5 Millionen Menschen, 4 0 % der 
Kinder sind unterernährt). DEZA-Direktor Walter Fust unternahm Anfang 
August 1997 eine Reise nach Nordkorea, um sich Uber die Lage dort zu infor-
mieren. Das Land ist von einer Nahrungsmittelknappheit betroffen, die natürli-
che Ursachen hat (Überschwemmungen und Dürren, je nach den Regionen), aber 
auch mit der strukturellen Wirtschaftskrise zusammenhängt. Walter Fust be-
dauerte, dass die internationale Gemeinschaft sich nicht stärker mobilisiere (die 
Hilfe der Schweiz macht 10% der gesamten Hilfe für Nordkorea aus). Seit 1995 
hat der Bund Hilfe in Höhe von 17 Millionen Franken für die nordkoreanische 
Bevölkerung aufgebracht, davon über 9 Millionen Franken 1997 (darunter die 
Beiträge über internationale Organisationen und schweizerische NRO, aber ohne 
Sachspenden). Die Massnahmen umfassen Nahrungsmittelhilfe, Lieferung von 
Kleidung, Saatgut und Düngemitteln, Plastikplanen für den Saatgutschutz. Von 
der Schweiz wurde (in China gekaufte) Gerstensaat an nordkoreanische 
landwirtschaftliche Genossenschaften zur Aussaat von 7000 Hektaren im März 
1997 geliefert. Der Ernteertag wurde anschliessend an Familien des Landes ver-
teilt. Die Schweiz hat ausserdem (in China gekauften) Mais sowie 25 Tonnen 
Babynahrung und Medikamente (von Novartis bereitgestellt) geliefert. Über 
2500 Tonnen Rindfleisch aus schweizerischen Agrarüberschüssen wurden im 
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Herbst 1997 nach Nordkorea geliefert, ferner 150 Tonnen Konserven (des 
eidgenössischen Militärdepartements). Die Schweiz hat eine humanitäre Aus-
senstelle in der nordkoreanischen Hauptstadt eingerichtet, um die Beförderung 
der Hilfe zu sichern und zu kontrollieren. 
• Neue Botschaft über die Weiterführung der humanitären Hilfe 
Die den eidgenössischen Räten vorgelegte neue Botschaft des Bundesrates über 
die Weiterfuhrung der humanitären Hilfe präsentiert eine Analyse der huma-
nitären Aktion von 1992 bis 1995 und der jüngsten Probleme. Eingangs ist zu 
vermerken, dass aus den Rahmenkrediten für humanitäre Hilfe sowohl die Hilfe 
für die Entwicklungsländer finanziert wird (unter der öffentlichen Entwick-
lungshilfe verbucht, 1996 : 225,7 Millionen Franken), als auch die Hilfe für die 
osteuropäischen Länder (1996 : 4,7 Millionen Franken). Das Parlament hat den 
neuen Rahmenkredit von 1050 Millionen Franken gebilligt, um die Finanzierung 
der humanitären Einsätze mindestens für die nächsten vier Jahre (ab Mitte 1997) 
zu gewährleisten. Die Aufteilung der Mittel für humanitäre Hilfe gleicht in etwa 
der des vorangehenden Rahmenkredits (vgl. Tabelle). Das Parlament setzt an-
schliessend den Betrag der jährlichen Auszahlungen für humanitäre Hilfe bei der 
Annahme des Jahresbudgets des Bundes fest (156 Millionen Franken für 1997). 
Durch die Verpflichtungsreserve können Nachtragskredite zu den jährlichen 
Zahlungskrediten bereitgestellt werden, um bei unvorhergesehenen Katastro-
phen und Notlagen eingreifen zu können. 
Tabelle Nr. 25 
Aufteilung der Mittel für die humanitäre Hilfe 





Direkte Einsätze des Schweizerischen Katastrophenhilfekorps 110 90 
Finanzielle Unterstützung humanitärer Aktionen 580 576 
Nahrungsmittelhilfe mit schweizerischen Milchprodukten 140 140 
Nahrungsmittelhilfe mit Getreide 110 110 
Verpflichtungsreserve für aussergewöhnliche Katastrophen 
und Notlagen, die im Rahmen der jährlichen Zahlungskredite 
nicht absorbiert werden können 110 134 
Gesamtbetrag l '050 ro50 
Die Botschaft des Bundesrates weist auf mehrere Probleme bei der Verwaltung 
der humanitären Hilfe hin. Eines davon ist die wachsende Zahl der in diesem 
Bereich tätigen internationalen und nichtstaatlichen Organisationen. Hierdurch 
ergeben sich Probleme bei der Koordination der Hilfe. Zwischen den verschie-
denen Akteuren der humanitären Aktion entsteht eine gewisse Konkurrenz. 
«Der Bund leistet humanitäre Hilfe durch direkte Einsätze (mit dem Schwei-
zerischen Katastrophenhilfekorps, 15 % der Auszahlungen für humanitäre Hilfe) 
sowie durch die Unterstützung internationaler und schweizerischer humanitärer 















zung können miteinander kombiniert werden. Die Hilfe erfolgt mit Personal und 
Barbeträgen sowie mit Nahrungsmittel- und Materiallieferungen in den vier 
Einsatzbereichen Prävention, Rettung, Überleben und Wiederaufbau. Die Hilfe 
wird ausgelöst durch eigenes Anerbieten des Geberlandes sowie durch Anfragen 
der Behörden des betroffenen Landes und von internationalen und schwei-
zerischen Organisationen» (Botschaft, S. 13). 
Abbildung 1 fasst die Einsatzarten der humanitären Hilfe zusammen. 
Einsatzarten der humanitären Hilfe 
Quelle : Botschaft des Bundesrates über die Weiterführung der internationalen humanitären Hilfe der Eidgenossenschaft, 
Bern, Botschaft vom 20. November 1996, Nr. 96.092. 
• Bilaterale Aktionen 
Das Schweizerische Katastrophenhilfekorps (SKH) zählt 1800 Mitglieder 
(Miliz-Korps), die in neun Fachgruppen aufgeteilt sind. Die Rettungsgruppe (mit 
Spürhunden zur Bergung von verschütteten Personen) ist durch die Medien am 
besten bekannt, jedoch gibt es noch weitere Gruppen, die sich unter anderem mit 
Medizin, Bau (Wiederaufbau der Basisinfrastruktur), Trinkwasser, Logistik, 
Übermittlung, Information oder Prävention (mit Geologen und Vulkanologen) 
beschäftigen. Der Aktionsbereich des Schweizerischen Katastrophenhilfekorps 
ist viel breiter geworden, indem er die Prävention einschliesst und den Schwer-
punkt auf den Wiederaufbau und die Wiedereingliederung von Flüchtlingen (wie 
328 
zum Beispiel in Bosnien) 1 9 legt. Die Unterstützung von schweizerischen Partner-
organisationen erfolgt durch finanzielle Beiträge an Nichtregierungsorganisatio-
nen oder durch Lebensmittellieferungen (1996 für einen Betrag von 23,8 Millio-
nen Franken). Die Hauptpartner sind (nach abnehmender Grössenordnung der 
Auszahlungen für 1997) : Caritas, Schweizerisches Rotes Kreuz, Terre des hom-
mes Lausanne, Hilfswerk der evangelischen Kirchen der Schweiz, Heilsarmee, 
Ärzte ohne Grenzen, Terre des hommes Suisse-Genève. 
Die humanitäre Hilfe erfolgt in vier Einsatzbereichen : Prävention, Rettung, 
Überleben und Wiederaufbau. Die Katastrophenverhütung spielt eine immer 
grössere Rolle (zum Beispiel mit der Überwachung der Vulkantätigkeit in Gua-
temala). Die Rettung betrifft vor allem die Bergung und Versorgung von Ver-
letzten. Die Überlebensmassnahmen umfassen die Trinkwasserversorgung, die 
Nahrungsverteilung, die Lieferung und Montage von Zelten und Not-
behausungen, die Entsendung von Teams zur medizinischen Betreuung. Der 
Wiederaufbau ermöglicht die Wiederherstellung der Infrastruktur (Brücken, 
Strassen) und den Wiederaufbau von öffentlichen Gebäuden (Spitäler, Schulen) 
und Wohnhäusern. 
• Die Schweiz unterstützt vor allem fünf Akteure der internationalen huma-
nitären Hilfe 
Das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) erhält rund ein Drittel der 
gesamten Aufwendungen des Bundes für humanitäre Hilfe. Durchschnittlich 28 
Millionen Franken jährlich wurden in den letzten Jahren für die operationellen 
Programme des IKRK aufgebracht. Für diese Programme hat die Schweiz 1996 
18 Millionen Franken ausgezahlt, davon 3,5 Millionen Franken für Nothilfe in 
Zaire und 3 Millionen Franken für Tschetschenien. 1997 beliefen sich die 
Auszahlungen auf 16 Millionen Franken für zwölf Länder, darunter vier Länder 
Osteuropas oder der GUS. Ein separater Bundesbeschluss erlaubt ferner die Zah-
lung der Beiträge an das Sitzbudget des IKRK in Höhe von 65 Millionen Fran-
ken pro Jahr (somit erreichte der an das IKRK ausgezahlte Gesamtbetrag 1997 
81 Millionen Franken). 1997 wurde die Finanzhilfe des Bundes an das Sitzbud-
get des IKRK in Höhe von 275 Millionen Franken für die Jahre 1998-2001 durch 
die eidgenössischen Räte erneuert. Das Gesamtbudget des IKRK für 1997 
beläuft sich auf 816 Millionen Franken (142 Millionen Franken für den Sitz und 
674 Millionen Franken für die Einsätze vor Ort). In der Statistik der Hilfe wer-
den die Zahlungen an das IKRK unter der bilateralen Hilfe gebucht, während die 
Beiträge an die nachstehend aufgeführten Organisationen unter der multilatera-
len Hilfe berücksichtigt werden. Das IKRK macht eine finanzielle Krise durch, 
wodurch es veranlasst wird, Arbeitsplätze am Sitz in Genf abzubauen. 
Die Schweiz gehört dem Exekutivkomitee des Hochkommissariats der Vereinten 
Nationen für Flüchtlinge (UNHCR) an und unterstützt diese Organisation mit 
durchschnittlich 30 Millionen Franken im Jahr. 29 Millionen Franken wurden 
dem UNHCR 1996 überwiesen, davon 13 Millionen Franken für ordentliche 
Beiträge, 4,2 Millionen für die Flüchtlinge und Vertriebenen des ostafrikanischen 
Zwischenseengebiets (Ruanda) und 3,5 Millionen für die Rückführung von 
Flüchtlingen nach Äthiopien. 
19. Vgl. den Bericht über den Jahrestag des Schweizerischen Katastrophenhilfekorps in der Neuen Zurcher Zeitung vom 











Das Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen (WEP) ist mit der inter-
nationalen Nahrungsmittelhilfe beauftragt. Die Schweiz ist Mitglied des Verwal-
tungsrates des WEP und unterstützt die Programme der Organisation mit rund 30 
Millionen Franken im Jahr (1996 : 33 Millionen Franken). 
Die Schweiz nimmt an den regelmässigen Treffen der Geberländer des Hilfs-
werks der Vereinten Nationen für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten 
(UNRWA) teil. Sie unterstützt die Tätigkeitsprogramme der UNRWA mit durch-
schnittlich 11 Millionen Franken pro Jahr (1996 : 9,5 Millionen Franken). 
Die Koordination zwischen den Akteuren der Hilfe vor Ort ist wichtig, um Dop-
pelspurigkeiten und Inkohärenzen zu vermeiden. Das 1992 geschaffene Departe-
ment der Vereinten Nationen für Humanitäre Angelegenheiten (DHA) hatte diese 
Koordinationsaufgabe übernommen. Es hatte seinen Sitz in Genf. Die Schweiz 
unterstützte diese Programme mit durchschnittlich 2 Millionen Franken im Jahr 
(1996 : 5,5 Millionen Franken). Im Rahmen der Reform des UN-Systems wurde 
die Rolle Genfs im Bereich der Menschenrechte und bei der internationalen 
Koordination der humanitären Einsätze verstärkt. Das DHA wird in Genf durch 
ein Büro für die Koordinierung der humanitären Angelegenheiten ersetzt. 
• Annahme der neuen Botschaft durch das Parlament 
Die humanitäre Hilfe erfreut sich eines guten Rufes in der Schweiz, und mehrere 
Parlamentsabgeordnete haben auf die Qualität der Botschaft des Bundesrates hin-
gewiesen. Der Nationalrat hat den neuen Rahmenkredit im März 1997 mit 158 
gegen 3 Stimmen gebilligt. Nationalrat Peter Tschopp (FDP/GE), Berichterstat-
ter der Kommission, betonte die Tatsache, dass die Botschaft keinen Widerstand 
hervorruft. Diese Bewilligung eines Kredits mit Ausgabenverpflichtungen für 
vier Jahre sollte man seiner Meinung nach später bei der Annahme der Jahres-
budgets im Dezember (Festlegung der Ausgaben für ein Jahr) nicht vergessen. 
Die Verpflichtung soll durch die Abstimmungen nach Jahrestranchen, ohne Bud-
getkürzungen umgesetzt werden. Die SVP hat sich, trotz der angespannten Lage 
der Bundesfinanzen, für den Rahmenkredit ausgesprochen ; jedoch hat die Partei 
erfolglos eine Senkung des Anteils der Bundesbeiträge an die schweizerischen 
Hilfswerke zugunsten einer Erhöhung des Beitrags an das IKRK vorgeschlagen. 
Der Ständerat hat den neuen Rahmenkredit am 3. Juni 1997 einstimmig gebilligt. 
9.7. MULTILATERALE HILFE UND INTERNATIONALE Z U S A M M E N A R B E I T 
Die multilaterale Hilfe belief sich 1996 auf 373 Millionen Franken, was 3 0 % der 
gesamten Hilfe der Eidgenossenschaft entspricht. Der Anteil der multilateralen 
Hilfe ist seit Anfang der 90er Jahre konstant gestiegen (er machte 1991 2 2 % der 
gesamten Hilfe aus). Jedoch ist zu vermerken, dass die als multilaterale Hilfe ver-
buchten Leistungen bei weitem nicht die gesamte, über die internationalen Orga-
nisationen laufende Hilfe umfassen, da die assoziierte Hilfe, die Kofinanzierun-
gen 2 0 und die Beiträge an das IKRK als bilaterale Hilfe verbucht werden. Die 
assozüerte Hilfe und die Kofinanzierungen beliefen sich auf 135 Millionen Fran-
20. Assozüerte Hilfe = Finanzierung von Projekten, die von einer multilateralen Organisation verwaltet. aber vom Geber-
land ausgewählt werden. Kofinanzierungen = von mehreren Geberländern gleichzeitig finanzierte Aktionen. Die 
assoziierte Hilfe und die Kofinanzierungen stellen. zusammen mit den Beiträgen ans IKRK, multi-bilateralc Zahlun-
gen dar und werden als bilaterale Hilfe verbucht. 
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ken. Mit den Zahlungen an das IKRK (83,2 Millionen Franken) wurden den 
internationalen Organisationen somit insgesamt über 590 Millionen Franken 
(47,3 % der gesamten Hilfe) ausgezahlt. 
Obwohl die Schweiz nicht Mitglied der UNO ist, nimmt sie an den Tätigkeiten 
der wichtigsten Sonderorganisationen und Programme der Vereinten Nationen 
teil. Tabelle 3.4. im Statistischen Teil führt die multilateralen Beiträge der 
Schweiz auf. Die wichtigsten von der Schweiz unterstützten internationalen 
Organisationen sind (in abnehmender Reihenfolge der schweizerischen 
Beiträge) : die Internationale Entwicklungsorganisation (IDA) (mit 72,5 Millio-
nen Franken für 1996), das UN-Entwicklungsprogramm (UNDP), (mit 58 Mil-
lionen Franken für 1995), die Weltbank (1996 : 50 Millionen Franken), der Asia-
tische und der Afrikanische Entwicklungsfonds, das Welternährungsprogramm 
und die UNICEF. 
Tabelle 3.3.C. führt die multi-bilateralen Beiträge der Schweiz auf. Die Kofinan-
zierungen betreffen vor allem die Weltbank (1996 : 44,5 Millionen Franken). Die 
assoziierte Hilfe ist hauptsächlich für die Forschungszentren der Konsultativ-
gruppe für internationale Agrarforschung (CGIAR) bestimmt (23,6 Millionen 
Franken), ferner für die IUCN (4,6 Millionen Franken) und die UNICEF (3,1 Mil-
lionen Franken). Die ordentlichen Beiträge für die Weltgesundheitsorganisation 
sind in der multilateralen Hilfe berücksichtigt, während die Zahlungen an die Spe-
zialprogramme der WHO in der bilateralen Hilfe enthalten sind. 
Es sei vermerkt, dass nach den Richtlinien des OECD-Entwicklungshilfe-
ausschusses nur ein Teil der Zahlungen der OECD-Staaten an bestimmte inter-
nationale Organisationen unter der öffentlichen Entwicklungshilfe verbucht wer-
den kann. Zum Beispiel können drei Viertel der ordentlichen Beiträge an die 
W H O in die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit eingeschlossen werden. 
84 % der Beiträge der Schweiz für den Internationalen Umweltfonds sind unter 
der öffentlichen Hilfe verbucht ; hingegen können nur 30 % der Zahlungen an die 
WIPO unter der öffentlichen Hilfe verbucht werden. Der entsprechende Prozent-
satz für die FAO ist 53 %, für die UNESCO 25 %, für die IAO 15 %. Die Tabelle 
im Kapitel 5 über menschliche Entwicklung führt die globalen Beiträge der 
Schweiz an das System der Vereinten Nationen auf. Aus den oben erwähnten 
Gründen sind die Beträge in dieser Tabelle höher als die im Statistischen Teil 
angegebenen Auszahlungen für öffentliche Entwicklungszusammenarbeit. 
Neben den Beiträgen an die internationalen Organisationen und dem konkreten 
Engagement der Schweiz in den Führungsgremien bestimmter Organisationen 
haben sich die Aktionen des Bundes und des Kantons Genf in den letzten Jahren 
auch intensiviert, um sich für Genf als Zentrum multilateraler Organisationen 
einzusetzen. 
Jahrbuch 1998, Seite 213 (Kapitel 5 über menschliche Entwicklung). 
9.8. REGIONALE ENTWICKLUNGSBANKEN 
Die regionalen Entwicklungsbanken sind multilaterale Finanzinstitutionen, 
deren Ziel es ist, Projekte und Programme zur Entwicklungsförderung durch die 
Darlehensvergabe und die Gewährung technischer Hilfe zu unterstützen. Die 













grundkapital, den Anleihen auf dem internationalen Kapitalmarkt, den Beiträgen 
der Geberländer an die Entwicklungsfonds und den Erträgen aus kurzfristigen 
Anlagen zusammen. Die regionalen Entwicklungsbanken vergeben zwei Arten 
von Krediten, Kredite zu Marktbedingungen für die wohlhabendsten Länder der 
Region und Kredite zu günstigen Zinssätzen für die ärmsten Länder, über die 
Entwicklungsfonds dieser Banken. Dank ihres breit gestreuten Kapitals und der 
Garantien der Mitgliedsländer können die regionalen Entwicklungsbanken auf 
den internationalen Märkten die zusätzlichen Mittel aufbringen, die für viele 
Länder ihrer Region zur Finanzierung prioritärer Investitionen im Entwicklungs-
bereich unerlässlich sind. Die Qualität der Geschäfte der regionalen Entwick-
lungsbanken und ihre Fähigkeit zur Umsetzung neuer Politiken sind zwei 
wesentliche Faktoren bei der Bewertung, die sowohl von den Geberländern als 
auch von den Finanzmärkten vorgenommen wird. Die periodischen Verhandlun-
gen über die Kapitalerhöhung der Banken und die Wiederauffüllung ihrer Ent-
wicklungsfonds sind daher entscheidende Momente, in denen sich das Vertrauen 
der Geberländer offenbart. Sie sind auch eine Gelegenheit, die Arbeits-
schwerpunkte für die kommenden Jahre festzulegen. Die drei regionalen 
Entwicklungsbanken sehen sich vor die Notwendigkeit gestellt, die Effizienz 
ihrer operationellen Tätigkeiten (Programme und Projekte) zu verbessern und 
institutionelle Reformen vorzunehmen. Die regionalen Entwicklungsbanken 
müssen der «Gouvernanz» in den Staaten des Südens mehr Aufmerksamkeit 
schenken : Verbesserung der Verwaltungseffizienz des öffentlichen Sektors, För-
derung des Engagements des öffentlichen Sektors im sozialen Bereich bei gleich-
zeitiger Minimierung unproduktiver Ausgaben wie Militärausgaben und Kor-
ruptionsbekämpfung. 
Die Leitung der regionalen Entwicklungsbanken erfolgt durch einen Gou-
verneursrat (in dem jedes Mitgliedsland mit einem Gouverneur und einem Stell-
vertreter einsitzt) und einen Exekutivrat (mit Exekutivdirektoren, die eine Län-
dergruppe vertreten), die Verwaltung erfolgt durch eine Direktion. 
Die Schweiz ist seit 1967 Mitglied der Asiatischen Entwicklungsbank. Sie gehört 
den beiden anderen Banken seit deren Ôffnung für nichtregionale Länder an (d.h. 
der Interamerikanischen Entwicklungsbank seit 1976 und der Afrikanischen Ent-
wicklungsbank seit 1982). Nach der Annahme der Botschaft des Bundesrates 
durch die eidgenössischen Räte trat der Bundesbeschluss über die Beteiligung 
der Schweiz an der Kapitalerhöhung der regionalen Entwicklungsbanken am 19. 
Dezember 1995 in Kraft. Der betreffende Rahmenkredit von 800 Millionen Fran-
ken wurde für die Beteiligung der Schweiz an der Kapitalerhöhung der Interame-
rikanischen, der Asiatischen und der Afrikanischen Entwicklungsbank, der 
Interamerikanischen Investitionsgesellschaft sowie der Multilateralen Investi-
tionsgarantie-Agentur (MIGA) gebilligt. Lediglich 45 Millionen Franken werden 
effektiv eingezahlt, der Rest bildet Garantiekapital. Die Beiträge der Schweiz zu 
den regionalen Entwicklungsbanken und ihren Spezialfonds beliefen sich 1996 
auf 177 Millionen Franken. Hierzu kommen rund 50 Millionen Franken für Kofi-
nanzierungen im Rahmen der multi-bilateralen Hilfe (vgl. Tabelle 3.3.C. und 3.4. 
im Statistischen Teil). Die Schweiz bildet mit anderen (nicht zu den jeweiligen 
Regionen gehörenden) Ländern eine Stimmrechtsgruppe, die einen Vertreter in 
den Exekutivrat ernennt. 
EU Jahrbuch ; Für Informationen betreffend die Botschaft über die Beteiligung der Schweiz an den Aktivitäten der regio-
nalen Entwicklungsbanken, siehe Jahrbuch 1996, S. 156-161. 
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• Afrikanische Entwicklungsbank (BAD) 
Das Gesamtvolumen der von der BAD vergebenen Darlehen belief sich 1996 auf 
483 Millionen Dollar für die Lander, die ausschliesslich Zugang zu den Darlehen 
der Bank haben. 294 Millionen Dollar wurden ausserdem den Ländern zugeteilt, 
die ausschliesslich Darlehen vom Afrikanischen Entwicklungsfonds (FAD) 
erhalten, und 22 Millionen Dollar wurden an die Lander vergeben, welche 
Zugang zu beiden Finanzierungsarten haben 2 1 . Die Versammlungen der Gouver-
neursräte der Afrikanischen Entwicklungsbank und ihres Entwicklungsfonds 
fanden im Mai 1997 in Abidjan statt. Die schweizerische Delegation setzte sich 
aus zwei Vertretern des BAWI und einem Vertreter der DEZA zusammen. 
Die BAD hat von 1993 bis 1995 eine Krisenzeit durchgemacht. Der Bericht der 
Expertengruppe, unter der Führung von D. Knox, hat die Funktionsmängel bei 
der Organisation und die mangelnde Effizienz der Projekte herausgestellt. Der 
1995 eingeleitete Reformprozess beginnt nach Ansicht der Schweiz die positiven 
Auswirkungen zu zeitigen, die es der Bank erlauben sollen, ihre Glaubwürdig-
keit wiederzuerlangen. Der Reformplan umfasst folgende Elemente : Reform der 
Organisationsstruktur der BAD, Qualitätsverbesserung der Operationen der 
Bank (mit der Errichtung von Länderstrategien und Leistungsberichten), Revi-
sion der Finanzführung, Verbesserung der Informationspolitik, Reform der 
«Gouvernanz» (mit zwei von der Schweiz finanzierten Studien über die «Gou-
vernanz» der BAD) 2 2 . Durch den Personalerneuerungsprozess soll die Qualifika-
tion der Angestellten verbessert werden. Strengere Sanktionen, wie die Suspen-
dierung der Stimmrechte, veranlassen gewisse Länder, ihre Zahlungsrückstände 
gegenüber der Bank zu begleichen. Die BAD hat sich im April 1997 verpflich-
tet, an der Schuldeninitiative zugunsten der hochverschuldeten armen Länder mit 
einem Betrag von 300 Millionen Dollar über sieben Jahre teilzunehmen (HIPC-
Initiative, vgl. Kapitel 2, internationale Finanzbeziehungen). Ferner hat die BAD 
die Absicht geäussert, die Entwicklung des Privatsektors in Afrika stärker zu 
unterstützen. 
Südafrika ist der BAD als 53. afrikanisches Mitgliedsland beigetreten (die 24 
übrigen Länder sind nichtregionale Mitglieder). Zur Zeit sind Verhandlungen 
über eine fünfte Erhöhung des Kapitals der BAD im Gange, jedoch bestehen 
noch Meinungsverschiedenheiten zwischen regionalen und nichtregionalen 
Mitgliedsstaaten. Einige afrikanische Länder widersetzen sich einer grösseren 
Öffnung des Kapitals der Bank gegenüber den nichtregionalen Mitgliedern, um 
die Vorherrschaft der Stimmrechte für die afrikanischen Länder aufrechtzuerhal-
ten (die afrikanischen Länder haben derzeit 6 6 % der Stimmrechte) 2 1 . 1996 wurde 
nach dreijährigen Verhandlungen ein Abkommen über die siebte Wiederauf-
füllung des Afrikanischen Entwicklungsfonds (FAD) für einen Betrag von 2,6 
Milliarden Dollar für den Zeitraum 1996 - 1998 abgeschlossen. Dieser von den 
Industrieländern gespeiste Fonds ermöglicht es, den 39 ärmeren Entwicklungs-
ländern Afrikas langfristige zinslose Darlehen (mit einer Laufzeit von 50 Jahren 
und einer Freiperiode von 10 Jahren) einzuräumen. Die Beteiligung der Schweiz 
21. Ägypten, Nigeria und Simbabwe haben Zugang zur gemischten Finanzierung der Afrikanischen Entwicklungsbank 
und des Afrikanischen Entwicklungsfonds. Folgende Lander haben ausschliesslich Zugang zu den Darlehen der 
Bank : Algerien, Botswana, Gabun, Mauritius, Marokko, Namibia, Seychellen, Südafrika, Swaziland und Tunesien. 
Ferner haben 39 ärmere Länder ausschliesslich Zugang zu den konzessionellen Darlehen des Afrikanischen Ent-
wicklungsfonds. 
22. Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 96/1 + 2. 













an der Wiederauffüllung des Fonds belauft sich auf 86 Millionen Franken. Die 
Schweiz ist bei der Afrikanischen Entwicklungsbank von Juni 1997 bis zum 
Sommer 1999 durch eine Assistentin der Administratorin vertreten. 
Zum Abkommen über die siebte Wiederauffüllung des Afrikanischen Entwicklungsfonds. siehe Jahrbuch 1997, S. 153 
- 154. 
• Asiatische Entwicklungsbank (ADB) 
Die ADB zählt 56 Mitgliedsländer, davon gehören 16 Länder der Region nicht 
an. Bisher konnte bezüglich der Aufnahme von zwei möglichen neuen Mitglie-
dern, Nordkorea und Russland, noch kein Konsens gefunden werden. 1996 wur-
den Kredite im Gesamtwert von 5,5 Milliarden Dollar vergeben (Bank und kon-
zessioneller Fonds). Die Kredite betreffen vor allem den Bau von Strassen und 
Eisenbahnen ( 2 7 % der Kredite) sowie die Energie (22%). Die Investitionen im 
sozialen Infrastrukturbereich (Schulen, Gesundheit) machten lediglich 1 3 % der 
Kredite aus (starker Rückgang von 1995 auf 1996, während das von den Mit-
gliedsländern gesetzte Ziel 50 % der Kredite für den sozialen Sektor beträgt). Die 
Hauptempfängerländer der ADB-Kredite sind China, Indonesien und Indien 
(diese Länder absorbieren über 71 % der ordentlichen Finanzmittel der Bank). 
Der Asiatische Entwicklungsfonds (ADF) hat konzessionelle Kredite für 1,7 
Milliarden Dollar (ohne Zinsen, mit Rückzahlungsfristen bis zu 40 Jahren) 
gewährt. Drei Länder absorbieren über die Hälfte dieser Ressourcen (Bangla-
desch, Pakistan und Vietnam). Die sechste Wiederauffüllung des Asiatischen 
Entwicklungsfonds in Hähe von 6,3 Milliarden Dollar für den Zeitraum 1997 -
2002 wurde 1997 beschlossen. Über die Hälfte dieses Betrags soll jedoch durch 
andere Mittel als die der traditionellen Geberländer (Industrieländer und Japan) 
beschafft werden. Einige der am weitesten fortgeschrittenen asiatischen Länder 
und ein Teil des Gewinns der ADB sollen dazu beitragen, die Auffüllung des 
Fonds teilweise zu finanzieren. Das hohe Wirtschaftswachstum der meisten asia-
tischen Staaten geht mit dem Fortbestehen der Armut und Umweltschäden ein-
her. 
Die Schweiz ist bei der Asiatischen Entwicklungsbank von Oktober 1996 bis 
zum Sommer 1998 durch einen stellvertretenden Exekutivdirektor vertreten. Die 
30. Jahresversammlung der ADB wurde im Mai 1997 in Japan abgehalten. Der 
schweizerischen Delegation gehörten Vertreter des BAWI, der DEZA und der 
Stadt Genf an. Auf dieser Jahresversammlung wurde der Schweizer Gouverneur 
zum Vorsitzenden des Gouverneursrates ernannt, im Hinblick auf die 31 . ADB-
Jahresversammlung, die vom 29. April bis 1. Mai 1998 in Genf stattfindet. Es ist 
das erste Mal, dass die Jahresversammlung einer regionalen Entwicklungsbank 
in Genf abgehalten wird. 
Die Schweiz anerkennt, dass die Bemühungen zur Verbesserung der Qualität und 
der Vorbereitung der Projekte nicht immer ohne Schwierigkeiten vor sich gehen. 
Die Förderung nach detaillierteren Analysen über die ökologischen und sozialen 
Folgen bestimmter Projekte sowie die Festlegung von Bedingungen und Ver-
pflichtungen können Faktoren sein, die von den Empfängerländern schlecht 
aufgenommen werden (da sie als eine Einmischung in die inneren Angelegen-
heiten des Landes angesehen werden). Die Schweiz würde es begrüssen, dass die 
ADB ihre Mittel auf Projekte zur Armutsbekämpfung, zur Verbesserung der 
sozialen Infrastruktur und für die nachhaltige Entwicklung konzentriert. 
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• Interamerikanische Entwicklungsbank (IDB) 
Die IDB wies 1996 ein Gesamtdarlehensvolumen von 6,4 Milliarden Dollar aus 
dem ordentlichen Kapital und 374 Millionen Dollar aus dem konzessionellen 
Fonds (Fonds für Spezialoperationen) auf. Drei Viertel der Kapitaldarlehen ent-
fallen auf vier Lander (Argentinien, Brasilien, Mexiko und Peru). Alle Länder 
Lateinamerikas und der Karibik (ausser Kuba) gehören der IDB als Mitglieder 
mit 5 1 , 5 % der Stimmrechte an. Die Vereinigten Staaten und Kanada haben 
35 ,9% der Stimmrechte, die restlichen 12,6% sind unter 18 nichtregionalen Län-
dern aufgeteilt. Die Interamerikanische Investitionsgesellschaft (IIC) vergibt 
Darlehen an kleine und mittlere Unternehmen sowie an Finanzintermediäre. Im 
Mai 1997 beschloss die IDB, sich an der Initiative zugunsten der hochverschul-
deten armen Länder (HIPC) mit einem Betrag von 400 Millionen Dollar zu betei-
ligen. (Die ersten Empfängerländer sind Bolivien, Guayana und Nicaragua.) Die 
Schweiz wird dem Fonds dieser multilateralen Initiative einen Teil ihres Enga-
gements von 40 Millionen Franken zur Finanzierung der Beteiligungen der IDB 
und der BAD an der Initiative bereitstellen. 
Die Jahresversammlungen des Gouverneursrates der IDB und der Inter-
amerikanischen Investitionsgesellschaft (IIC) fanden im März 1997 in Barcelona 
statt. Die schweizerische Delegation setzte sich aus zwei Vertretern des BAWI 
und einem Vertreter der DEZA zusammen. Die Schweiz ist bei der Interame-
rikanischen Entwicklungsbank von März 1996 bis Sommer 1998 durch einen 
stellvertretenden Exekutivdirektor vertreten. Unter den Problemen Latein-
amerikas hob IDB-Präsident Enrique Eglesias hervor, dass es das (von 1995 auf 
1996 gestiegene) Wirtschaftswachstum nicht ermöglicht hat, die Zunahme der 
Arbeitslosigkeit und der sozialen Ungleichheiten einzudämmen. Gewiss haben 
die Strukturreformen zur Ôffnung der Märkte beigetragen, jedoch gingen die 
Reformen des Staates nicht weit genug. 
Die IDB setzt den Prozess der Effizienzverbesserung der Organisation und ihrer 
Operationen fort. Anlässlich der achten Kapitalerhöhung der Bank 1994 waren 
Schwerpunkte für die Projektförderung gesetzt worden : Kampf gegen Armut 
und soziale Ungleichheiten, Modernisierung des Staates und der Zivilgesell-
schaft, Umwelt. Die quantitativen Globalziele sind noch nicht erreicht worden. 
Mindestens 4 0 % der Darlehen sollten den Sozialbereich unterstützen, und 3 5 % 
der Darlehen sollten an die ärmsten Länder der Region vergeben werden (letzte-
res Ziel ist wegen der geringen Absorptionsfähigkeit dieser Länder noch nicht 
erreicht). Die Strukturanpassungsdarlehen sollten 1 5 % des gesamten Darlehens-
volumens nicht überschreiten (der effektive Prozentsatz liegt noch erheblich dar-
über). 
Die Mittel des konzessionellen Fonds für Spezialoperationen werden unzurei-
chend, und die IIC braucht auch eine neue Kapitalerhöhung. Die Mitgliedsländer 
der IDB sind derzeit in Verhandlung, um Lösungen zur Aufstockung dieser Res-
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